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1 EINLEITUNG 

Nach den Vorgaben des BauGB (Baugesetzbuch) müssen im Rahmen der Bauleitplanung die 
Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege be-
rücksichtigt werden. Dazu ist eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die voraussichtlichen 
erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt, beschrieben und bewertet werden (§ 1 Abs. 6 und 
§ 2 Abs. 4 BauGB). 

Die Ergebnisse dieser Prüfung, insbesondere die geplanten Maßnahmen zur Vermeidung, Ver-
ringerung und zum Ausgleich der nachteiligen Auswirkungen, sind im Umweltbericht darge-
stellt. Die Bearbeitung des Umweltberichtes erfolgt auf der Grundlage des § 2 Abs. 4 Anlage 1 
BauGB und erfüllt gleichzeitig die Anforderungen und Vorgaben des UVPG (Gesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung). 

Der Umweltbericht ist Bestandteil der Begründung (vgl. Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a des 
BauGB).  

1.1 Anlass und Ziel der Planung 

Die Verwaltungsgemeinschaft Engen hat in ihrer Sitzung am 08.05.2020 beschlossen, den 
rechtskräftigen Flächennutzungsplan gem. § 8 Abs. 3 BauGB parallel zur Aufstellung des Be-
bauungsplanes „Solarpark Waldhof“ der Gemeinde Mühlhausen-Ehingen zu ändern. 

Planungsanlass ist die Aufstellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans „Solarpark Rum-
isbohl“ (ehemals Waldhof). Der Vorhabenträger, die EnBW Solar GmbH, möchte im Bereich 
nordöstlich der Ortslage entlang der Autobahn 81 eine Photovoltaik-Freiflächenanlage errichten, 
um einen Beitrag zur umweltfreundlichen Erzeugung von Strom und zur Reduzierung des CO2-
Ausstoßes zu leisten. Die Fläche liegt inmitten landwirtschaftlich genutzter Flächen sowie im 
Abstand von 110 m entlang einer Autobahn. Der gewählte Standort entspricht damit der Freiflä-
chenöffnungsverordnung (FFÖ-VO) des Landes Baden-Württemberg, die besagt, dass Photo-
voltaik-Freiflächenanlagen in landwirtschaftlich benachteiligten Gebieten auf Acker- und Grün-
landflächen errichtet werden können, sowie weiteren Kriterien der Förderung im Rahmen des 
Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG).  

Der aktuelle Flächennutzungsplan widerspricht den Darstellungen des Vorhabenbezogenen Be-
bauungsplans „Solarpark Rumisbohl“ (ehemals Waldhof). Da der Bebauungsplan gemäß § 8 
Abs. 2 BauGB aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln ist, ist im Folgenden eine pla-
nungsrechtliche Anpassung des Flächennutzungsplanes erforderlich.   

1.2 Standort und Abgrenzung des Plangebietes 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans (Plangebiet) besteht aus drei Teilbereichen inner-
halb der Gemeinde Mühlhausen-Ehingen und liegt nordöstlich der Ortslage von Mühlhausen, 
entlang der Autobahn 81 (s. Abbildung 1).  
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Umweltbericht zur 8. Änderung des „Flächennutzungsplanes 2000 –  
Änderung“ 

 

Abbildung 1: Lage des Plangebiets 

1.3 Inhalte des Bauleitplans 

Im Folgenden werden die wesentlichen Festsetzungen des Bauleitplans kurz benannt. Eine 
ausführliche Wiedergabe ist der Planzeichnung bzw. den textlichen Festsetzungen des Flä-
chennutzungsplans und des Bebauungsplans zu entnehmen.  

1.3.1 Darstellung der bauplanungsrechtlichen Situation (Standort) 

Der rechtskräftige Flächennutzungsplan – Änderung 2000 – der Vereinbarten Verwaltungsge-
meinschaft Engen mit Genehmigung vom 17.07.2006 weist für den Geltungsbereich Flächen 
der Landwirtschaft aus (s. Abbildung 2). Weitere zeichnerische Darstellungen sind nicht vorhan-
den.  

Um die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Ausweisung eines Sondergebietes für die 
Solarenergie zu schaffen, wird der Flächennutzungsplan gemäß § 8 Abs. 3 BauGB im Parallel-
verfahren zur Bebauungsplanaufstellung geändert.  
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Abbildung 2: Auszug aus dem derzeit gültigen Flächennutzungsplan; Grundlage: Verwaltungs-
gemeinschaft Engen, Stand November 2006, unmaßstäblich 

1.3.2 Beschreibung der Festsetzungen 

Das Plangebiet umfasst gemäß textlichen Festsetzungen ein sonstiges Sondergebiet mit der 
Zweckbestimmung „Photovoltaik“. Die Nutzung für Photovoltaik ist auf einen Zeitraum von 30 
Jahren beschränkt. Nach Ablauf dieser Frist ist die Anlage vollständig zurückzubauen. Als Fol-
genutzung werden für den gesamten Geltungsbereich „Flächen für die Landwirtschaft“ gem. § 9 
Abs. 1 Nr. 18 a BauGB festgesetzt. 

Das Maß der baulichen Nutzung liegt gemäß § 16 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO bei einer Grundflä-
chenzahl (GRZ) von 0,6. 

Zur Eingrünung der Modulflächen werden Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zu Pflege und 
zur Entwicklung von Natur und Landschaft festgesetzt, die mit dichten Hecken zu bepflanzen 
sind. Weiterhin wird zur Verminderung der Barrierewirkung insbesondere für Kleinsäugetiere ein 
Mindestabstand zwischen Zaununterkante und Boden von 20 cm festgesetzt. 
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1.3.3 Art, Umfang und Bedarf an Grund und Boden der geplanten Vor-
haben 

Der Bebauungsplan soll die Voraussetzung für die Realisierung einer festaufgeständerten Pho-
tovoltaik-Freiflächenanlage mit einer Leistung von insgesamt ca. 8,2 MWP (Teilfläche West 1: 
5,58 MWP; Teilfläche West 2: 0,9 MWP; Teilfläche Ost: 1,7 MWP) bilden. Die Moduloberflächen 
sind nach Süden ausgerichtet.  

Das etwa 10 ha große Plangebiet umfasst drei Teilbereiche und liegt auf folgenden Flurstücken: 

• West 1: Flst. Nr. 5368 und 5365 vollständig, 4925 und 4928 (Wirtschaftsweg) teilweise 

• West 2: Flst. Nr. 5355 vollständig 

• Ost: Flst. Nr. 5356 und 5357 vollständig 

Die Erschließung erfolgt über die bereits bestehenden Wirtschaftswege und den Gemeindever-
bindungsweg. Innerhalb des Geltungsbereiches werden Zuwegungen zu den Trafostationen er-
forderlich. Darüber hinaus sind Verkabelungen zwischen den Modulen und Wechselrichtern, 
eine Unterverteilung zu den Trafostationen und ein Netzanschlusskabel zur Anbindung der bei-
den Teilbereiche an den Netzeinspeisepunkt erforderlich. Eine weitere interne Erschließung 
(verkehrlich) ist nicht notwendig.  

1.4 Ziele des Umweltschutzes durch Fachgesetze und Fachplanungen  

1.4.1 Fachgesetze 

Innerhalb der Fachgesetze sind für die Schutzgüter Ziele und allgemeine Grundsätze formuliert, 
die im Rahmen der Prüfung aller relevanten Schutzgüter Berücksichtigung finden müssen. Auf-
grund des Umfangs werden die einschlägigen Fachgesetze in Anlage 1 tabellarisch für jedes 
Schutzgut aufgeführt.  

1.4.2 Fachplanungen 

Regionaler Raumordnungsplan (ROP) 
Mühlhausen-Ehingen liegt innerhalb des Geltungsbereiches des Regionalplanes 2000 des Re-
gionalverbandes Hochrhein-Bodensee. In der Raumnutzungskarte der Region Ost liegt der be-
treffende Bereich innerhalb eines regionalen Grünzugs. Der Regionalplan führt dazu aus: 

3.1.1 Z: […] Die regionalen Grünzüge dienen der Sicherung des Freiraumes und haben sied-
lungsstrukturierende Funktionen. Sie nehmen in Verbindung mit den schutzbedürftigen Berei-
chen ökologische Ausgleichsfunktionen dort wahr, wo ökologische Funktionen, die Landwirt-
schaft oder Naherholungsgebiete durch die Siedlungsentwicklung gefährdet sind. In den Grün-
zügen sind die ökologischen Funktionen und die landschaftsgebundene Erholung zu sichern 
und zu entwickeln. Nutzungen in den Grünzügen dürfen diesem Ziel nicht widersprechen. […] 
Bauliche Anlagen der technischen Infrastruktur sowie bauliche Anlagen für Erholung, Freizeit 
und Sport sind zulässig, wenn sie die Funktionen der Grünzüge sowie den Charakter der Land-
schaft hinsichtlich ihrer Gestaltung und beim Betrieb nicht wesentlich beeinträchtigen oder keine 
geeigneten Alternativen außerhalb der Grünzüge zur Verfügung stehen. 

Landschaftsplan 
Im Flächennutzungsplan – Änderung 2000 – mit integriertem Landschaftsplan der Verein-
barten Verwaltungsgemeinschaft Engen mit Genehmigung vom 17.07.2006 liegt das Plan-
gebiet in Flächen der Landwirtschaft (s. Abbildung 2). Nördlich schließt direkt an Teilfläche 
West 1 ein Naturschutzgebiet an. Südlich der Teilfläche West 2 und der östlich der Teilfläche 
Ost liegen Flächen für die Forstwirtschaft. Zwischen den westlichen Teilflächen und der östli-
chen Teilfläche verläuft die Autobahn 81. Nördlich der Autobahn und der Teilfläche West 1 sind 
ein Feuchtgebiet sowie ein Wasserschutzgebiet dargestellt. Etwa 250m südwestlich des Plan-
gebiets liegt ein Aussiedlerhof.  
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Generalwildwegeplan 
Das Plangebiet liegt nicht innerhalb eines ausgewiesenen Wildtierkorridors (LUBW 2020a). 
Der nächste Wildtierkorridor liegt etwa 7km nördlich (Korridor von nationaler Bedeutung) 
und damit außerhalb des Wirkbereichs des geplanten Vorhabens. 

Landesweiter Biotopverbund 
Das Plangebiet selbst ist nicht teil des landesweiten Biotopverbunds. Jedoch grenz t nörd-
lich an den Teilbereich West 1 eine Kernfläche des landesweiten Biotopverbunds feuchter 
Standorte an.  

 

Abbildung 3: Landesweiter Biotopverbund, unmaßstäblich (Quelle: LUBW 2020a) 

1.4.3 Art der Berücksichtigung 

Regionales Raumordnungsprogramm 
Aufgrund der engen Grenzen des EEG hinsichtlich der Fördermöglichkeiten, wurden bereits bei 
der Flächenauswahl Aspekte wie die konkurrierende Nutzung mit der Landwirtschaft und dem 
Umweltschutz beachtet. Die Funktion des sehr großräumig ausgewiesenen Grünzuges wird auf-
grund der Lage der geplanten PV-Freiflächenanlage entlang der Autobahn nicht wesentlich be-
einträchtigt. Von einer Vereinbarkeit der Planung mit den Vorgaben des Regionalen Raumord-
nungsprogramms ist demnach auszugehen. 

Flächennutzungsplan und Landschaftsplan 
Um die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Ausweisung eines Sondergebietes für die 
Solarenergie zu schaffen, wird der Flächennutzungsplan gemäß § 8 Abs. 3 BauGB im Parallel-
verfahren zur Bebauungsplanaufstellung geändert. Vorgaben des Landschaftsplans werden 
nicht berührt.  
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Generalwildwegeplan und Biotopverbund 
Eine Beeinträchtigung der Vorgaben aus dem Generalwildwegeplan findet aufgrund der großen 
Entfernung zum Plangebiet nicht statt. Da nicht in den Kernbereich des landesweiten Biotopver-
bunds feuchter Standorte eingegriffen wird und auch keine sonstigen relevanten Wirkfaktoren 
von dem geplanten Vorhaben ausgehen, ist eine Beeinträchtigung von Verbundstrukturen 
ebenfalls nicht zu erwarten.  

1.4.4 Internationale Schutzgebiete / IUCN 

Im Folgenden werden die internationalen Schutzgebiete aufgelistet, die in einem räumlichen 
Wirkungszusammenhang zum geplanten Vorhaben liegen. Dafür werden Suchräume definiert, 
in denen grundsätzlich ein Wirkungsbezug vorliegen kann. Im Einzelfall werden zudem weitere 
Schutzgebiete aufgeführt, sofern ein Wirkungszusammenhang über die definierten Suchräume 
hinaus besteht (in Hanglagen, bei Feuchtgebieten flussabwärts, o.ä.). In Abbildung 4 sind das 
FFH-Gebiet „Westlicher Hegau“, das Vogelschutzgebiet „Hohentwiel/Hohenkrähen“ sowie FFH-
Mähwiesen dargestellt.  

Tabelle 1: Internationale Schutzgebiete / IUCN in räumlichem Wirkungsbezug zum Plangebiet 

Schutzgebietskategorie Suchraum Name Schutzgebiets-
Nr. 

Lage zum 
Plangebiet 

Nationalpark 2.000 m - - - 

Biosphärenreservat 2.000 m - - - 

VSG Vogelschutzgebiet  4.000 m Hohentwiel/ 
Hohenkrähen 

8218401 ca. 2,3 km süd-
westlich 

FFH Fauna-Flora-Habitat 2.000 m Westlicher 
Hegau 

8218341 nördlich angren-
zend 

FFH-Lebensraumtypen 500 m - - - 

 



10 

 

Umweltbericht zur 8. Änderung des „Flächennutzungsplanes 2000 –  
Änderung“ 

 

Abbildung 4: Internationale Schutzgebiete im Umfeld des Plangebiets (Lage rot hervorgeho-
ben), unmaßstäblich (Quelle: LUBW 2020a) 

 

1.4.5 Weitere Schutzgebiete 

Wie bei den internationalen Schutzgebieten werden in der Tabelle 2 auch für die nationalen 
Schutzgebiete Suchräume für einen potenziellen Wirkungszusammenhang definiert. Sind dar-
über hinaus Schutzgebiete betroffen, werden diese im Einzelfall ebenfalls aufgeführt. 

Tabelle 2: Nationale Schutzgebiete in räumlichem Wirkungsbezug zum Plangebiet 

Schutzgebietskategorie Suchraum Name Schutzgebiets-
Nr. 

Lage zum 
Plangebiet 

Naturschutzgebiet 1.500 m Bruckried 3.098 nördlich an-
grenzend 

Dohlen im 
Wald 

3.147 950 m nörd-
lich 

Landschaftsschutzgebiet 2.000 m Hegau 3.35.004 1,9 km süd-
westlich 

Naturpark 2.000 m - - - 

Wasserschutzgebiet 1.000 m WSG TB Hin-
tenaus, Leim-
grube, bei der 
Mühle, Beu-
ren a.d.A. 

335063 innerhalb 
der Teilflä-
che Ost 
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  WSG TB 
Schlatterstäu-
dle, Aach 

335002 490 m nörd-
lich 

Naturdenkmal 500 m im FNP dar-
gestelltes Na-
turdenkmal 

? ca. 180 m 
südlich 

Nach § 32 NatSchG und 
§ 30a LWaldG gesetzlich 
geschütztes Biotop 

250 m Feldhecken 
westl. Vol-
kertshausen 
an der A81 

181193350527 angrenzend 

NSG 'Bruck-
ried' südöstl. 
Ehingen 

181183350935 angrenzend 

Feldhecken 
an A 81 östl. 
Ehingen 

181183350917 angrenzend 

Feldhecken 
an der A 81, 
westl. Vol-
kertshausen 

181193350525 angrenzend 

Althölzer W 
und NW Vol-
kertshausen 

281193355559 angrenzend 

Altholz W Vol-
kertshausen 

281193352281 140 m nörd-
lich 
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Abbildung 5: Nationale Schutzgebiete (ohne WSG) im Umfeld des Plangebiets (Lage rot her-
vorgehoben), unmaßstäblich (Quelle: LUBW 2020) 
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2 BESCHREIBUNG UND BEWERTUNG DES DERZEITIGEN UMWELTZUSTANDES (BA-
SISSZENARIO) 

2.1 Naturschutz und Landschaftspflege 

2.1.1 Fläche 

Das Plangebiet umfasst eine Fläche von insgesamt ca. 10 ha, die auf drei Teilbereiche aufge-
teilt sind (s. Kapitel 1.3.3). Etwa 1 ha der Fläche wird als Grünland genutzt (in Teilbereich Ost), 
der Rest besteht aus Ackerfläche. Die Zerschneidung im Plangebiet ist bereits stark ausge-
prägt: zwischen den westlichen beiden Teilbereiche und dem östlichen Teilbereich verläuft die 
Trasse der Autobahn 81, die westlichen Teilflächen werden ihrerseits wiederum von der Mühl-
hauser Straße sowie von einem asphaltierten Wirtschaftsweg getrennt (s. Abbildung 6).  

Der östliche Teilbereich ist umschlossen von der Autobahn, dem Gemeindeverbindungsweg 
zwischen Mühlhausen und Aach und Wald. Die westlichen Teilbereiche grenzen an die Auto-
bahn im Osten, freie Feldflur im Westen, strukturreiches Halboffenland im Norden und eine La-
gerfläche bzw. Wald im Süden. 

 

Abbildung 6: Biotopstruktur im und um das Plangebiet (rot hervorgehoben), unmaßstäblich 
(Quelle: LUBW 2020a) 
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2.1.2 Boden 

Die Bodenflächendaten des LGRB Baden-Württemberg (LGRB 2020) geben für den Geltungs-
bereich die Geologische Einheit „Würm-Moränensediment“ (Quartär) an. Alle drei Teilbereiche 
liegen in der Kißlegg-Subformation. Diese fluvioglaziale Sedimentablagerung entstand durch 
einen Vorstoß des Rheingletschers zur Endmoräne, als bei dem anschließenden Eiszerfall Dia-
mikte, Kiese, Sande und Feinsedimente alpiner und lokaler Herkunft abgelagert wurden.  

Als Bodentyp haben sich in den größten Teilen des Plangebiets Parabraunerden aus würmzeit-
lichen Schmelzwasserschottern entwickelt (Bodenlandschaft „Fluvioglaziale Sedimente und 
Schwemmsedimente“). Das Relief bildet eine ebene bis schwach geneigte, flachwellige Terras-
senfläche im Jungmoränen-Hügelland. Die Erodierbarkeit der Böden ist gering bis mittel. 

In den südlichen Zweidritteln des Teilbereichs Ost haben sich in einer Senke bei Grundwas-
sereinfluss Gleye und Braunerde-Gleye aus glazifluviatilem Kies als Bodentyp ausgebildet. Eine 
Erodierbarkeit dieser Böden unter Ackernutzung wird für diesen Boden nicht angegeben (LGRB 
2020). 

Im Plangebiet sind bisher keine altlastverdächtigen Flächen/ Altlasten bzw. Verdachtsflächen/ 
schädliche Bodenveränderungen bekannt. 

2.1.3 Wasser  

Oberflächenwasser 
Im Plangebiet gibt es keine Oberflächengewässer. Nördlich des Teilbereichs West 1 verläuft in 
ca. 85 bis 90 m Entfernung der Schwefelgraben, ein Gewässer II. Ordnung und damit ein Ge-
wässer von wasserwirtschaftlicher Bedeutung. 

Grundwasser  
Das Plangebiet liegt in der hydrologischen Haupteinheit „Fluvioglaziale Kiese und Sande im Al-
penvorland“, welche ein mittleres Schutzpotenzial der Grundwasserüberdeckung aufweist. Der 
Teilbereich West 1 entwässert in den Saubach, die anderen beiden Teilbereiche in die Radolf-
zeller Aach. Teilbereich Ost liegt im festgesetzten Wasserschutzgebiet WSG TB Hintenaus, 
Leimgrube, bei der Mühle, Beuren a.d.A. 

Die Böden im Plangebiet weisen Porengrundwasserleiter mit mittlerer bis geringer Durchlässig-
keit und stark wechselnder Ergiebigkeit sowie Deckschichten mit geringer bis guter Porendurch-
lässigkeit auf.  

Nördlich des Plangebiets ist die Porendurchlässigkeit der Deckschichten sehr gering bzw. fehlt 
ganz, sodass sich hier ein Niedermoor ausbilden konnte (teilweise geschützt als NSG Bruck-
ried).  

2.1.4 Luft/Klima 

Das Plangebiet liegt in der Beckenlandschaft des Hegau, welche durch geringere Nieder-
schläge (710 bis 800 mm) und extremere Temperaturen im Jahr gekennzeichnet ist (LANDESAR-

CHIV BADEN-WÜRTTEMBERG 2020). 

Das Plangebiet liegt am Rande einer großen Offenlandfläche rund um Mühlhausen-Ehingen. 
Damit ist die Fläche Teil eines großen Freiland-Klimatops. Freiland-Klimatope weisen einen ext-
remen Tages- und Jahresgang der Temperatur und Feuchte, eine intensive nächtliche Kaltluft-
produktion sowie sehr geringe Windströmungsveränderungen auf. Aufgrund der Nähe zum 
Wald liegt das Plangebiet zudem im Einflussbereich eines Waldklimatops, welches sich durch 
stark gedämpfte Tagesgänge der Lufttemperatur und -feuchte sowie durch eine hohe Frischluft-
produktion auszeichnet. Durch die hohe Oberflächenrauigkeit im Stammbereich findet hier je-
doch nur ein geringer Luftabfluss statt.  
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Das Plangebiet nimmt einen kleinen Teil der weitläufigen Freifläche um Mühlhausen-Ehingen 
ein, die eine lufthygienische Entlastungsfunktion für den Siedlungsbereich übernimmt. Damit 
besteht bei der Fläche eine gewisse, wenn auch anteilig geringe Bedeutung für das Siedlungs-
klima in Mühlhausen-Ehingen.  

Die Globalstrahlung, das heißt die mittlere jährliche Sonneneinstrahlung liegt im gesamten 
Plangebiet laut den Daten des Deutschen Wetterdienstes von 1981 bis 2000 und Daten des Sa-
telliten METEOSAT von 1986 bis 2000, darstellt in LUBW (2020a), bei 1.129 kWh/m². 

2.1.5 Tiere 

Die Flächen im Plangebiet sind nur bedingt als Habitate für besonders oder streng geschützte 
Arten geeignet. Auf den Ackerflächen sind vorwiegend ubiquitäre Arten zu erwarten, die an die 
intensive Bewirtschaftung angepasst sind bzw. davon profitieren. Auf den Grünlandflächen ist 
ggf. mit geschützten Arten zu rechnen.  

Grundsätzlich ist das Plangebiet durch die Autobahn zum einen stark zerschnitten und des Wei-
teren erheblich lärmbelastet, was die Habitateignung der Flächen weiter reduziert.  

Ein Vorkommen der Artengruppen Krebse und Weichtiere (Mollusken) kann von vornherein mit 
hinreichender Sicherheit ausgeschlossen werden, da diese Artengruppen an Gewässerlebens-
räume gebunden sind, welche im Plangebiet nicht vorhanden sind.  

Bei der Artengruppe der Vögel können bodenbrütende Arten (inbes. Feldlerche) das Plangebiet 
als Bruthabitat nutzen. Mit weiteren Brutvögeln ist nur im Umfeld der Planung in geeigneten Ha-
bitaten zu rechnen. Eine Funktion des Plangebiets als Nahrungshabitat für angrenzend brü-
tende Vogelarten ist nicht auszuschließen. Das konkrete Artenspektrum wurde im Rahmen von 
faunistischen Erfassungen (Büro Strix, Sept. 2020) ermittelt. Dabei wurde innerhalb des Gel-
tungsbereiches ein Brutvorkommen der Feldlerche festgestellt. 

Für Fledermäuse und weitere geschützte Säugetierarten bietet das Plangebiet keine geeigne-
ten Fortpflanzungs- und Ruhehabitate. Eine Nutzung als Nahrungshabitat ist nicht ausgeschlos-
sen. Zudem können Tiere dieser Artengruppe das Plangebiet regelmäßig durchwandern.  

Für Insekten bieten ausschließlich die Grünlandbereiche im Plangebiet Habitatpotenzial. Auf-
grund der Nutzungsintensität und dem daraus resultierenden Intensivgrünland kann ein Vor-
kommen von besonders geschützten Arten mit hinreichender Sicherheit ausgeschlossen wer-
den. Durch die Extensivierung des Grünlandes und der damit verbundenen Artenanreicherung 
hat die Planung insgesamt positive Effekte auf diese Arten. 

Mit Reptilien ist vor allem außerhalb des Plangebiets entlang von Saumstrukturen oder ander-
weitig geeigneten Habitaten zu rechnen. Südlich angrenzend wurden Zauneidechesen nachge-
wiesen, die außerhalb des Geltungsbereiches auf einer Rodungsfläche erfasst wurden 

Für Amphibien geeignete Laichgebiete, d.h. temporäre oder perennierende Gewässer weist das 
Plangebiet nicht auf. Ein Vorkommen von besonders geschützten Arten kann deshalb mit hin-
reichender Sicherheit ausgeschlossen werden.  

 

Spezieller Artenschutz 
Ein Auftreten von nach FFH-Anhang IV geschützten Arten im Plangebiet kann nicht vollständig 
ausgeschlossen werden. Das Habitatpotenzial und das ermittelte Vorkommen relevanter Arten-
gruppen sowie die daraus resultierenden Konflikte werden unter Punkt 4 genauer beschrieben. 
Dabei werden auch die erforderlichen Maßnahmen zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Tat-
bestände dargestellt. 

Umweltschaden nach § 19 Abs. 1 BNatSchG 
Die relevanten Arten des FFH-Anhangs II, die nicht gleichzeitig auch in Anhang IV aufgeführt 
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werden, sind in Tabelle 3 aufgeführt. Im vorliegenden TK-Messtischblatt kommen nur die Spani-
sche Flagge (Callimorpha quadripunctaria) sowie die Helm-Azurjungfer (Coenagrion mercuriale) 
vor (LUBW 2020b, STAATLICHES MUSEUM FÜR NATURKUNDE KARLSRUHE 2020).  

Die Spanische Flagge besiedelt eine Vielzahl an Lebensräumen: „Struktur- und blütenreiche 
sonnige Lebensräume mit einem kleinräumigen Wechsel von schattigen Gebüschen, Stauden-
fluren, Säumen und Magerstandorten werden [dabei] bevorzugt“ (LfU 2014). Die Art besiedelt 
jedoch auch Säume an Waldwegen und Waldrändern sowie Randbereiche von Magerrasen mit 
Hochstaudenfluren (LUBW 2020b). Ein Vorkommen im Plangebiet kann aufgrund der intensiven 
Nutzung und dem Fehlen von geeigneten Strukturen im Plangebiet ausgeschlossen werden. Im 
angrenzenden Naturschutzgebiet (NSG) „Bruckried“ kommt die Art laut Datenauswertebogen 
nicht vor.  

Die Helm-Azurjungfer benötigt gut besonnte kleine Gewässer (Bäche, Gräben, Rinnsale). Laut 
Datenauswertebogen des NSG „Bruckried“ kommt sie in den nördlich an das Plangebiet an-
grenzenden Bereichen vor. Aufgrund der Nutzungsstruktur im Plangebiet (auschhließlich inten-
siv genutzte Acker- und Grünlandflächen) kann das Vorkommen dieser Art innerhalb des Gel-
tungsbereiches hinreichend sicher ausgeschlossen werden. Beeinträchtigungen sind deshalb 
nicht zu erwarten.  

Tabelle 3: Liste der in BW vorkommenden, nach Anhang II (und nicht IV) der FFH-Richtlinie ge-
schützten Tierarten (ohne Krebse und Weichtiere) 

Artengruppe Wissenschaftli-
cher Name 

Deutscher Name FFH-Anhang aktuelle Vorkom-
men im TK-Blatt 
8119 (Eigeltingen) 

Schmetterlinge Callimorpha quadri-
punctaria 

Spanische Flagge Anh. II x 

Schmetterlinge Eurodryas aurinia Goldener Schecken-
falter 

Anh. II - 

Käfer Lucanus cervus Hirschkäfer Anh. II - 

Libellen Coenagrion mer-
curiale 

Helm-Azurjungfer Anh. II x 

Libellen Coenagrion orna-
tum 

Vogel-Azurjungfer Anh. II - 

 

2.1.6 Pflanzen 

Das Plangebiet wird zu 90% als Ackerfläche genutzt. Hier ist aufgrund der intensiven Bewirt-
schaftung und durch den Einsatz von Herbiziden und Düngemitteln nicht mit einer wertvollen 
Florenausstattung zu rechnen. Hier sind lediglich ubiquitäre Ackerbegleitarten zu erwarten.  

Die restlichen 10% der Fläche (etwa 1 ha) liegen im Teilbereich Ost und werden als Grünland 
intensiv bewirtschaftet. Das Grünland kann somit als Intensivgrünland eingestuft werden. Sel-
tene oder geschützte Arten sind hier nicht zu verzeichnen.  

Als Potenzielle Natürliche Vegetation wird in LUBW (2020a) ein „Waldmeister-Buchenwald; ört-
lich Hainsimsen-Buchenwald, Eichen-Eschen-Hainbuchen-Feuchtwald, Bergahorn-Eschen-
Feuchtwald oder Eschen-Erlen-Sumpfwald“ der submontanen Höhenstufe (50) auf Grund- und 
Stauwasser beeinflussten Standorten (örtlich feuchte bis nasse Standorte) angegeben.  

Spezieller Artenschutz 
Ein potenzielles Vorkommen von nach FFH-Anhang IV geschützten Pflanzenarten im Plange-
biet kann aufgrund der intensiven Nutzung ausgeschlossen werden. 

Umweltschaden nach § 19 Abs. 1 BNatSchG 
In Baden-Württemberg kommen laut LUBW (2020b) vier Moosarten des FFH-Anhangs II vor: 
Das Grüne Koboldmoos (Buxbaumia viridis), das Grüne Besenmoos (Dicranum viride), das 
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Firnisglänzende Sichelmoos (Hamatocaulis vernicosus) und das Rogers Goldhaarmoos (Or-
thotrichum rogeri). Von diesen Arten liegen nur für das Grüne Besenmoos Nachweise im betref-
fenden TK-Messtischblatt 8119 vor (LUBW 2020c, ZENTRALSTELLE DEUTSCHLAND 2020).  

Das Grüne Besenmoos wächst auf Laubbäumen überwiegend in alten Waldbeständen und be-
nötigt eine hohe Luftfeuchtigkeit oder Bodenfeuchte. Da im Plangebiet keine Baumbestände 
vorhanden sind, kann ein Auftreten dieser Art hier mit hinreichender Sicherheit ausgeschlossen 
werden.  

2.1.7 Biologische Vielfalt 

Die biologische Vielfalt im Plangebiet ist voraussichtlich insgesamt nicht besonders ausgeprägt. 
In den Ackerflächen reduziert sich das Artenspektrum fast vollständig auf solche Arten, die nicht 
durch die Intensität der Bewirtschaftung verdrängt werden, d.h. auf ubiquitäre Arten. Eine Aus-
nahme stellt hier die Artengruppe der Vögel dar, bei der ggf. wertgebende Arten auftreten kön-
nen.  

Auch die intensiv bewirtschafteten Grünlandbereiche weisen eine nur geringe Artenvielfalt auf. 
In den Randbereichen gibt es hier allerdings wertvollere Strukturen und Habitate, in die aber 
nicht eingegriffen wird. 

2.1.8 Landschaft und Erholung 

Landschaftsbild 
Das Plangebiet befindet sich in der Großlandschaft „Voralpines Hügel- und Moorland“ im Natur-
raum „Hegau“ (Nr. 30). Dieser ist „eine in hohem Maße durch tertiären Vulkanismus entlang tek-
tonischer Bruchzonen gestaltete Beckenlandschaft, die von der letzten Eiszeit stark überformt 
wurde“ (LANDESARCHIV BADEN-WÜRTTEMBERG 2020). Im Bereich des Plangebiets prägen die 
Hegauer Kegelberge Hohenstoffeln, Hohenhewen, Hohentwiel und Hohenkrähen das Land-
schaftsbild. Die Gipfel der Vulkanberge sind waldbedeckt – die Flächen in ihrer Umgebung wer-
den intensiv landwirtschaftlich genutzt (Grünland und Ackerbau). 

Das Landschaftsbild im Nahbereich des Plangebiets ist aufgrund der Zerschneidung durch die 
Autobahn stark infrastrukturell überprägt.  

Erholung 
Durch die Nähe zur Autobahn und die entsprechende Lärmkulisse (s.u.) nimmt das Plangebiet 
keine bedeutende Funktion als Erholungsgebiet ein.  

Die Mühlhauser Straße, die die beiden westlichen Teilbereiche voneinander trennt und nicht im 
Geltungsbereich liegt, dient als Gemeindeverbindungsweg zwischen Mühlhausen-Ehingen und 
Aach bzw. Mühlhausen-Ehingen und Volkertshausen. 

2.2 Mensch und seine Gesundheit 

Im Plangebiet herrschen aufgrund der Nähe zur Autobahn hohe Lärm- und Abgasimmissionen. 
In Abbildung 7 ist die verkehrsbedingte Lärmkulisse laut Umgebungslärmkartierung 2007 im Be-
reich des Plangebiets dargestellt. In diesem Abschnitt der A 81 herrscht ein Verkehrsaufkom-
men von etwa 38.000 Kfz pro Tag.  

Wie die Abbildung zeigt, liegen im Plangebiet größtenteils Lärmimmissionswerte von mehr als 
60 dB(A) vor. Dadurch liegt der Lärm im Plangebiet im gem. § 4 Abs. 4 der 34. BImSchV rele-
vanten Bereich.  
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Lärm: \\ss2012\projekte\19178_PV Muehlhausen-Ehingen\4_STADTPLANUNG\Grundla-
gen\Umweltbericht\Umgebungslärmkartierung_2017_13-03-2020_19-30-45-512.jpg 
 
 

Mögliche Blendwirkungen auf die angrenzende Autobahn wurden im Rahmen eines Blendgut-
achtens untersucht und können nicht vollständig ausgeschlossen werden. 

2.3 Kultur- und sonstige Sachgüter 

Gemäß der Einschätzung des Landratsamtes Konstanz (Kreisarchäologie) muss mit archäologi-
schen Bodenfunden gerechnet werden. Auf die Mitteilungspflicht des Vorhabensträgers über 
den Beginn der Erdarbeiten sowie den Umgang mit eventuellen Funden wird im Bebauungsplan 
hingewiesen. 
Darüber hinaus liegen keine Hinweise auf Kultur- und sonstige Sachgüter im Plangebiet und in 
der angrenzenden Umgebung vor.  

2.4 Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nicht-Durchführung der Planung ist davon auszugehen, dass die Bewirtschaftung bzw. Nut-
zung der Flächen in ihrer aktuellen Form bestehen bleibt. Damit verbunden sind die üblichen 
Stoffeinträge und Einflüsse der Bodenbearbeitung durch die Landwirtschaft. Bei einer vollstän-
digen Nutzungsaufgabe würde sich auf den Flächen langfristig voraussichtlich die beim Schutz-
gut Pflanzen dargestellt Potenzielle Natürliche Vegetation entwickeln.  
  

Abbildung 7: Straßenlärm LDEN (24 Stunden) entlang der A 81 gemäß Lärmkartierung 
Baden-Württemberg 2017 (Plangebiet grob schwarzumrandet), unmaßstäblich (Quelle: 
LUBW 2020) 

file://///ss2012/projekte/19178_PV%20Muehlhausen-Ehingen/4_STADTPLANUNG/Grundlagen/Umweltbericht/Umgebungslärmkartierung_2017_13-03-2020_19-30-45-512.jpg
file://///ss2012/projekte/19178_PV%20Muehlhausen-Ehingen/4_STADTPLANUNG/Grundlagen/Umweltbericht/Umgebungslärmkartierung_2017_13-03-2020_19-30-45-512.jpg
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3 BESCHREIBUNG UND BEWERTUNG DER UMWELTAUSWIRKUNGEN BEI 
DURCHFÜHRUNG DER PLANUNG 

3.1 Bau-, betriebs- und anlagebedingte Auswirkungen 

Die ARGE Monitoring PV-Anlagen (2007) hat die bau-, betriebs- und anlagebedingten Auswir-
kungen von Photovoltaik-Freiflächenanlagen in folgender Tabelle zusammengefasst: 

Tabelle 4: Generelle Wirkfaktoren bei Photovoltaik-Freiflächenanlagen (ARGE Monitoring PV-
Anlagen 2007, S. 14) 

 
 
Die baubedingten Wirkungen sind nur temporär und können aufgrund der vergleichsweisen kur-
zen Bauzeiten von wenigen Wochen vernachlässigt werden. 

Durch Reflexionen des Sonnenlichts an den Moduloberflächen kann es vereinzelt zu Blendung-
wirkungen in Richtung Autobahn kommen, Beeinträchtigungen der benachbarten Ortslagen und 
Wohngebäude können aufgrund der Entfernungen aber ausgeschlossen werden. 

Durch Reflexionen des Sonnenlichts an den Moduloberflächen kann es ggf. zu Blendwirkungen 
auf Verkehrsstraßen und in benachbarten Ortslagen oder Wohngebäuden kommen. 

Die Bodenversiegelung wird durch die geplanten Rammpfosten für die Modultischbefestigung 
auf ein Minimum reduziert und damit fast ausschließlich durch kleinflächige (Teil-) Versiegelun-
gen für den Bau von Trafostationen, Betriebsgebäuden und Zuwegungen bestimmt. Das Maß 
der betriebsbedingten Schadstoff- und Lärmemissionen ist sehr gering und liegt laut ARGE MO-

NITORING PV-ANLAGEN (2007) im Regelfall unterhalb der Erheblichkeitsschwelle. Elektrische und 
magnetische Strahlungen, die durch den Betrieb der Anlage entstehen, sind nur sehr lokal 
messbar und unterschreiten die maßgeblichen Grenzwerte der BImSchV in jedem Fall deutlich. 
Verschattung, Austrocknung und Aufheizung der Module haben kleinräumige Auswirkungen auf 
Arten und Biotope und das Klima. Diese sind insgesamt aber nur als gering zu werten und sind 
nicht mit erheblichen Auswirkungen verbunden. 

Die visuellen Wirkungen sind aufgrund der Flächengröße erheblich. Hier sind Eingrünungsmaß-
nahmen zur Verringerung möglicher Beeinträchtigungen sinnvoll. 
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3.2 Art und Menge von Emissionen, Abfällen und Abwässern 

Während des Baus der geplanten PV-Anlage fallen vor allem Staub- und Lärmemissionen an 
und es kommt zu Erschütterungen. Anlagebedingt kommt es bei direkter Sonneneinstrahlung 
voraussichtlich zu Lichtemissionen durch Spiegelung und Lichtreflexionen an den Moduloberflä-
chen. Während des Betriebs der PV-Anlage beschränken sich die Emissionen auf zu vernach-
lässigende elektromagnetische Strahlungen im direkten Umfeld der Anlage. In der Regel fallen 
bei PV-Anlagen betriebs- und anlagebedingt keine Abwässer an. Lediglich bei Wartungs- und 
Reinigungsarbeiten können wassergefährdende Stoffe in die Umwelt gelangen.  

Die Versickerung des Oberflächenwassers erfolgt vor Ort und über die belebte Bodenschicht. 

3.3 Naturschutz und Landschaftspflege 

3.3.1 Fläche 

Bei der geplanten PV-Freiflächenanlage werden insgesamt etwa 10 ha (verteilt auf drei Teilbe-
reiche) für die Produktion von Solarenergie genutzt und mit Photovoltaik-Modulen überstellt. 
Eine zusätzliche Flächenzerschneidung oder Beanspruchung für die Landwirtschaft wichtiger 
Zufahrtswege findet nicht statt. Allgemein führen PV-Freiflächenanlagen durch den vergleichs-
weise geringen Versiegelungsgrad und die befristete Nutzungsdauer zu keinem dauerhaften 
Verlust von Freiflächen und deren Funktionen.  

Durch die Lage der geplanten Anlage entlang der Autobahn findet eine Konzentration techni-
scher Bauwerke in einem bereits infrastrukturell überprägten, wenig naturnahen Bereich statt. 

Durch die Umzäunung der Anlage kann es durch Zerschneidung zu einer Beeinträchtigung von 
Lebensraumverbünden und Wanderkorridoren von Tieren kommen. Aufgrund der Lage entlang 
der Autobahn, die bereits eine großräumige Trennwirkung darstellt, sind die zusätzlichen Beein-
trächtigungen nicht erheblich.  

Klein- und Mittelsäuger können aufgrund des Abstandes zwischen Zaununterkante und Boden 
von min. 20 cm das Gebiet weiterhin durchqueren. 

 

3.3.2 Boden 

Durch die üblicherweise verwendete Bodenverankerung (gerammte Stahlprifile statt Betonfun-
damente) kann der Versiegelungsquotient der genutzten Fläche auf deutlich unter 5% reduziert 
werden. Derzeit liegt die Versiegelung bei Reihenaufstellung bei einer Größenordnung von ca. 
2 %. Durch diesen vergleichsweise geringen Versiegelungsgrad bleiben die Eingriffe in den Bo-
den insgesamt gering. Durch entsprechende Vermeidungsmaßnahmen, die im Rahmen der all-
gemeinen Vorschriften zur Bauausführung zu beachten sind und als Hinweise im Bebauungs-
plan aufgeführt werden, können baubedingte Beeinträchtigungen des Bodens verhindert wer-
den. 

Der Anteil der durch Photovoltaik-Module überschirmten Flächen an den bebaubaren Flächen 
liegt im ebenen Gelände bei maximal 50 %. Diese Flächen sind durch den i.d.R. großen Ab-
stand der Modulunterkante vom Boden (ca. 65-80 cm) nicht als versiegelt einzustufen. 

Damit ist die Beanspruchung des Bodens durch baubedingte Verdichtung und Umlagerung so-
wie durch anlagebedingte Voll- und Teilversiegelung gering. Trotzdem ist sie als Eingriff zu wer-
ten und im Rahmen der Eingriffsregelung entsprechend zu berücksichtigen, da der Boden in 
den versiegelten Bereichen seine Funktionen vollständig bzw. bei Teilversiegelung teilweise 
verliert.  

Durch die geplante Begrünung der Fläche unterhalb der Module entsteht eine ganzjährig ge-
schlossene Vegetationsdecke. Zudem findet während der Betriebsphase keine mechanische 
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Bodenbearbeitung mehr statt. Das Erosionspotenzial im Plangebiet wird dadurch erheblich re-
duziert.  

Aufgrund des geringen Umfangs der Versiegelung ist die Beeinträchtigung des Bodens nicht er-
heblich.  

Vermeidungsmaßnahmen: 

• Zur Vermeidung von Bodenversiegelungen während der Bauphase sind die einschlägi-
gen Vorgaben zum Bodenschutz einzuhalten.  

• Reduzierung der Versiegelung auf das unbedingt notwendige Maß 

• Zum Schutz des Bodens ist bei der Grünlandbewirtschaftung auf den Einsatz von 
Dünge- und Pflanzenschutzmitteln vollständig zu verzichten.  

3.3.3 Wasser  

Oberflächengewässer 
Eine Beeinträchtigung von Oberflächengewässern ist durch das Vorhaben nicht zu erwarten.  

Grundwasser 
Das anfallende Regenwasser wird vor Ort, dezentral und vollständig versickert. Eine Verringe-
rung der Grundwasserneubildung findet damit nicht statt.  

Über die Tragekonstruktionen der Module ist ein Eintrag von Schadstoffen denkbar (z.B. Zink-
salze). Des Weiteren können bei unsachgemäßer Wartung oder Reinigung der Moduloberflä-
chen Schadstoffe ins Grundwasser gelangen. Bei Berücksichtigung üblichen Praxis sind hier 
jedoch keine erheblichen Beeinträchtigungen zu erwarten. Weitere stoffliche Emissionen sind 
durch die Anlage und den Betrieb von PV-Anlagen nicht zu erwarten (ARGE MONITORING PV-
ANLAGEN 2007). 

Da der östliche Teilbereich innerhalb eines Wasserschutzgebiets liegt und das nächstgelegene 
Oberflächengewässer in den westlichen Teilbereichen nur wenige Meter entfernt ist, sind zur 
Vermeidung von erheblichen Beeinträchtigung des Schutzguts Wasser folgende Maßnahmen 
umzusetzen.  

Vermeidungsmaßnahmen: 

• Das anfallende Niederschlagswasser ist vollständig auf der Fläche zu versickern oder zu 
verrieseln.  

• Aufgrund der mittleren Schutzwirkung der Grundwasserüberdeckung gegenüber Schad-
stoffeinträgen ist im Umgang mit wassergefährdenden Stoffen bei Wartungsarbeiten be-
sondere Sorgfalt anzuwenden. 

• Bei Reinigungsarbeiten ist vollständig auf den Einsatz von speziellen Reinigungsmitteln 
oder wassergefährdender Substanzen zu verzichten. 

3.3.4 Luft/Klima 

Durch die Aufnahme von Sonnenenergie heizen sich die PV-Module und im geringen Maß auch 
die metallischen Trägerkonstruktionen auf. Dadurch kann es im Hochsommer zu veränderten 
Luftströmungen im Nahbereich der Anlage kommen. Auswirkungen auf das großräumige Klima 
sind dadurch jedoch nicht zu erwarten (ARGE MONITORING PV-ANLAGEN 2007). Durch die Er-
zeugung von Energie mithilfe von Photovoltaik wird vielmehr CO2 eingespart, was sich positiv 
auf das globale Klima auswirkt. 

Aufgrund der Überdeckung des Bodens mit Modulflächen kommt es zu einer Veränderung der 
bodennahen Lufttemperaturen. Dadurch reduziert sich die nächtliche Kaltluftproduktion im Plan-
gebiet. Der Abfluss der Kaltluft kann zudem durch die Modulkonstruktionen leicht behindert wer-
den. Da das Plangebiet nur einen kleinen Teil einer großen zusammenhängenden Freifläche 
mit klimatischer Ausgleichsfunktion für den Siedlungsbereich einnimmt, ist davon auszugehen, 
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dass die großräumige lufthygienische Ausgleichswirkung für Mühlhausen-Ehingen nicht erheb-
lich beeinträchtigt wird.  

Baubedingt kann es kurzzeitig zu Staubentwicklung kommen. Diese Beeinträchtigung ist ver-
gleichbar mit der Bewirtschaftung von Ackerland, zudem temporär auf die Bauphase begrenzt 
und damit nicht erheblich.  

Die Planung führt zu keinen erheblichen Beeinträchtigungen des Schutzguts Klima.  

3.3.5 Tiere 

Durch die geplante Bestückung der Flächen mit PV-Modulen findet eine technische Überprä-
gung von Lebensräumen für Tiere statt. Für Tiere, bei denen bei vertikalen Konstruktionen kein 
Gewöhnungseffekt eintritt, kann die Planung zu einem Verlust der Lebensräume durch Meide-
verhalten führen. Dies ist vor allem für manche Brutvogelarten des Offenlands bekannt (z.B. 
Feldlerche).  

Im Rahmen der von März bis September 2020 durchgeführten faunistischen Untersuchungen 
(Büro Strix, Sept. 2020), wurde innerhalb des Geltungsbereiches 1 Brutrevier von Feldlerchen 
festgestellt. Aufgrund des Meideverhaltens dieser Vogelart gegenüber vertikalen Strukturen, 
kann bei Realisierung der geplanten Anlage von einem Verlust dieses Revieres ausgegangen 
werden. Die angrenzenden Ackerflächen bieten zwar grundsätzlich Ausweichmöglichkeiten für 
die innerhalb des Geltungsbereiches festgestellten Tiere. Aufgrund der auch dort vorhandenen 
Brutreviere sind Maßnahmen zur Verbesserung des Habitatpotenzials erforderlich. Hierzu sind 
in den umliegenden Ackerflächen (Entfernung bis ca. 2 km) produktionsintegrierte Maßnahmen 
umzusetzen, die weiterhin eine Bewirtschaftung der Ackerflächen ermöglichen. Im Rahmen der 
landwirtschaftlichen Nutzung sind extensivierende Maßnahmen wie Lerchenfenster und Blüh-
streifen oder Ackerbrachen anzulegen, durch die die Lebensraumbedingungen für die Feldler-
chen verbessert werden. Ein Ausweichen des von der Planung betroffenen Brutpaares in die 
angrenzenden Flächen kann dadurch gewährleistet werden. Die einzelnen Maßnahmen werden 
im Rahmen des Bebauungsplanes konkretisiert und gesichert. 

In den angrenzenden Gehölzstrukturen wurden weitere Brutvögel wie z.B. Neuntöter oder Fitis 
erfasst. In den Waldbereichen wurden einige Großvogelarten wie Rotmilan, Mäusebussard oder 
Sperber nachgewiesen. In den Feuchtbereichen im nördlichen Naturschutzgebiet wurden Teich-
huhn, Rohrammer und Zwergtaucher erfasst. Beeinträchtigungen dieser Arten sind aber auf-
grund der unterschiedlichen Habitatansprüche und der Entfernungen zum Plangebiet nicht zu 
erwarten. 

Südlich des Geltungsbereiches wurden in der angrenzenden Kahlschlagfläche Zauneidechsen 
nachgewiesen. Da in diese Strukturen nicht eingegriffen wird, kann eine Beeinträchtigung der 
Lebensräume dieser Arten ausgeschlossen werden. Um Beeinträchtigungen oder das Töten 
von einzelnen Individuen, die während der Bauphase in die Baustellenfläche einwandern kön-
nen, zu vermeiden, sind bei Umsetzung der Planung während des Aktivitätszeitraumes geeig-
nete Schutzmaßnahmen (Reptilienzäune, die das Einwandern von Individuen auf die Fläche 
verhindern) zu treffen. Die Maßnahmen werden im Bebauungsplan konkretisiert und festge-
setzt. 

Grundsätzlich ist durch die Entwicklung von Grünland unterhalb der Module mit einer Verbesse-
rung der Habitatfunktion für Tiere im Plangebiet zu rechnen. Dies betrifft vor allem die aktuell als 
Acker genutzten Flächen. Durch entsprechende Bewirtschaftungsvorgaben können PV-Flächen 
zu wertvollen Nahrungs- und Lebensräumen entwickelt werden. Dies gilt beispielsweise für In-
sekten, Fledermäuse und viele Vogelarten. Wie in Kapitel 2.1.5 deutlich wird, kann eine Beein-
trächtigung von besonders geschützten Krebsen und Weichtieren sowie für Insekten, Amphi-
bien und Fledermäusen mit hinreichender Sicherheit ausgeschlossen werden.  
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Durch die Umzäunung der Anlage kann es durch Zerschneidung zu einer Beeinträchtigung von 
Lebensraumverbünden und Wanderkorridoren von Tieren kommen. Durch die parallele Ausrich-
tung der PV-Anlage längs der Autobahn, die bereits eine großräumige Trennwirkung darstellt, 
und der vergleichsweise geringen Tiefe von ca. 150 m bis max. 300 m ist die zusätzliche Zer-
schneidungswirkung nicht erheblich. Durch die Trennwirkung der Autobahn können insbeson-
dere größere Säugetiere sich meist nur in Nord-Süd-Richtung, parallel zur Autobahn bewegen. 
Die Trennwirkung des Solarparks ist in diese Richtung deutlich geringer als quer zur Längsaus-
dehnung. Eine Umgehung der Fläche ist grundsätzlich möglich. Zur Minimierung der allgemei-
nen Trennwirkungen wird darüber hinaus die Umzäunung durch einen Mindestabstand zwi-
schen Zaununterkante und Boden von 20 cm so gestaltet, dass auch Klein- und Mittelsäuger 
die Flächen weiterhin queren können. 

Vermeidungsmaßnahme: 

• Zwischen Zaununterkante und Boden ist ein Abstand einzuhalten, um Klein- und Mittel-
säugern die Durchquerung der Fläche zu ermöglichen.  

Spezieller Artenschutz 
Inwiefern nach FFH-Anhang IV geschützte Tierarten von der Planung betroffen sind, wird 
im Rahmen der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung geklärt. Im Fall einer Betroffen-
heit werden entsprechende Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen konzipiert.  

Umwelthaftung nach § 19 BNatSchG 
Eine potenzielle Beeinträchtigung der Arten Spanische Flagge (Callimorpha quadripunctaria) 
und Helm-Azurjungfer (Coenagrion mercuriale) kann aufgrund der intensiven Grünland- bzw- 
Ackernutzung ausgeschlossen werden. 

Die Helm-Azurjungfer besiedelt Quellschlenken und Quellrinnsale in kalkreichen Quellmooren, 
unter anderem Davellseggenriede. Solche Gewässerbereiche sind zwischen 0,5 und 3 m² groß, 
sehr flach und schwach durchströmt. Innerhalb des Geltungsbereiches sind solche Strukturen 
nicht vorhanden. 

Die Spanische Flagge bevorzugt Struktur- und blütenreiche sonnige Lebensräume mit einem 
kleinräumigen Wechsel von schattigen Gebüschen, Staudenfluren, Säumen und Magerstandor-
ten. Dieses Mosaik an Lebensräumen ist im Geltungsbereich ebenfalls nicht vorhanden. 

3.3.6 Pflanzen 

Unterhalb der Modulflächen im Plangebiet ist bei Umsetzung des Vorhabens die Entwicklung 
bzw. der Erhalt von Grünland geplant. Im Bereich der Ackerflächen ist daher grundsätzlich mit 
einer Verbesserung des Habitatpotenzials zu rechnen. Bei einer entsprechenden Bewirtschaf-
tung des Grünlands können sich hier u.U. auch seltenere Arten ansiedeln.  

Das Intensivgrünland in der südöstlichen Teilfläche wird sich bei Aufgabe der intensiven Nut-
zung und einer reduzierten Mahd voraussichtlich zu einer artenreicheren Fettwiese mittlerer 
Standorte entwickeln. Entsprechend ist auch hier eine Verbesserung des Habitatpotenzials zu 
erwarten. 

Mit Beeinträchtigungen des Schutzguts Pflanzen ist deshalb insgesamt nicht zu rechnen.  

Spezieller Artenschutz 
Für nach FFH-Anhang IV geschützte Pflanzenarten kann eine Betroffenheit mit hinreichen-
der Sicherheit ausgeschlossen werden. 

Umwelthaftung nach § 19 BNatSchG 
Wie in Kapitel 2.1.6 deutlich wird, liegen keine Hinweise auf ein Vorkommen von Moosen 
des FFH-Anhangs II im Plangebiet vor. Eine Betroffenheit kann daher mit hinreichender Si-
cherheit ausgeschlossen werden.  
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Vermeidungsmaßnahmen: 

• Bei der Grünlandbewirtschaftung ist auf den Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmit-
teln vollständig zu verzichten.  

3.3.7 Biologische Vielfalt 

Die Bedeutung des Plangebiets für die biologische Vielfalt ist in Bereichen der intensiven Nut-
zung gering. Die Überbauung mit PV-Modulen geht einher mit einer Entwicklung der Ackerflä-
chen zu Grünland. Zusätzlich kommt es durch unterschiedliche Licht-, Temperatur- und Feuch-
tigkeitsverhältnisse unterhalb der Module zur Ausbildung eines kleinstrukturierten Lebensraum-
mosaiks. Es ist davon auszugehen, dass sich das Lebensraumpotenzial für Tiere und Pflanzen 
deutlich erhöht und die Artenvielfalt steigt. In wertvolleren Bereichen der Grünlandflächen ist die 
Artenvielfalt zu erhalten bzw. kann weiterentwickelt werden.  

Durch das Vorhaben kommt es voraussichtlich zu einer Verbesserung des Schutzguts Biologi-
sche Vielfalt. Es ist mit keinen erheblichen Beeinträchtigungen zu rechnen.  

3.3.8 Landschaft 

Landschaftsbild 
Durch die geplante Anlage werden Flächen entlang einer bereits landschaftsbildwirksamen Inf-
rastruktur technogen überprägt. Da Teile der Siedlungsbereiche von Mühlhausen-Ehingen und 
Ehingen etwa auf derselben Geländehöhe liegen wie die geplanten PV-Anlage, ist eine gewisse 
Sichtbarkeit der Anlage gegeben. Aufgrund der Entfernung und der Lage der Siedlungsbereiche 
zur geplanten Anlage liegt keine flächige Sichtbarkeit und damit keine erhebliche Beeinträchti-
gung des Landschaftsbilds vor. Damit wirkt die Anlage ausschließlich aus der Nähe landschafts-
bildprägend (beispielsweise vom südwestlich und oberhalb gelegenen Waldhof aus). Um eine 
Einbindung der Anlage in die offene Landschaft zu erreichen und insbesondere deren optischen 
Wirkungen auf den angrenzende Landschaftsraum zu minimieren, werden vor allem entlang der 
nach Westen und Süden aufgerichteten Rändern Flächen für das Anlegen von Baum- und 
Strauchhecken im Bebauungsplan festgesetzt. Die übrigen Bereiche werden entweder bereits 
durch Gehölz- oder Waldflächen begrenzt oder verlaufen entlang von Infrastruktureinrichtun-
gen, so dass eine Einbindung in die Landschaft hier nicht erforderlich ist. 

Weitere Blickbeziehungen bestehen von den hoch gelegenen Aussichtspunkten der Hegau-
berge. Aufgrund der großen Entfernung und der Vorbelastung durch die Autobahn ist jedoch 
nicht mit einer erheblichen Beeinträchtigung des Landschaftsbilds zu rechnen. 

Erholung 
Für die Erholung und den Tourismus hat das Plangebiet keine große Bedeutung, trotz dem es 
in einem Regionalen Grünzug liegt (s. Regionalplan, Kapitel 1.4.2). Mit der Autobahn liegt eine 
beträchtliche Vorbelastung für die Erholung im Bereich des Plangebiets vor. Eine erhebliche 
Beeinträchtigung der Erholungswirkung ist damit nicht gegeben. 

3.4 Mensch und seine Gesundheit 

PV-Anlagen sind während der Betriebsphase relativ emissionsarm. Während der Bauphase 
können bei PV-Freiflächenanlagen durch den Einsatz von Transportfahrzeugen und Bauma-
schinen und bei Montagearbeiten jedoch Lärm- und Staubmissionen auftreten. Zudem kann es 
zu Erschütterungen kommen. Diese Emissionen sind temporär, betreffen nur das nahe Umfeld 
und sind daher nicht erheblich.  

Von PV-Freiflächenanlagen können anlagebedingt Blendwirkungen für westlich bzw. östlich der 
Anlage gelegene Wohngebäude oder Verkehrslinien in weniger als 100m Entfernung ausgehen. 
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Wohngebäude sind in westlicher und östlicher Richtung in dieser Entfernung nicht vorhanden. 
Blendwirkungen in Richtung der A81 konnten im Rahmen des durch den Vorhabenträger veran-
lassten Blendgutachtens nicht vollständig ausgeschlossen werden. So sind im Bereich der Brü-
cke in Fahrtrichtung Norden Blendungen zu erwarten. Die umzusetzenden Maßnahmen zur 
Vermeidung von Beeinträchtigungen des Verkehrs (z.B. Sichtschutz durch Pflanzungen oder 
technische Vorkehrungen) werden im Bebauungsplan genauer beschrieben und festgesetzt. 

3.5 Kultur- und sonstige Sachgüter 

Gemäß der Einschätzung des Landratsamtes Konstanz (Kreisarchäologie) muss mit archäologi-
schen Bodenfunden gerechnet werden. Auf die Mitteilungspflicht des Vorhabensträgers über 
den Beginn der Erdarbeiten sowie den Umgang mit eventuellen Funden wird im Bebauungsplan 
hingewiesen. 
Darüber hinaus liegen keine Hinweise auf Kultur- und sonstige Sachgüter im Plangebiet und in 
der angrenzenden Umgebung vor. 
 
Vermeidungsmaßnahmen:  

- Sollten Hinweise auf archäologische Funde bzw. Befunde während der Bauphase auf-
treten, sind die in § 20 DSchG geregelten Anzeige-, Erhaltungs- und Ablieferungspflich-
ten zu beachten. 

3.6 Wechselwirkungen 

Wechselwirkungen bestehen zwischen allen Schutzgütern. Die abiotischen Faktoren Boden, 
Wasser und Klima bilden die Grundlage für die Ausbildung des Schutzgutes Landschaft. Der 
Mensch prägt und gestaltet durch sein Handeln die Landschaft erheblich mit und schafft Kultur-
landschaften mit Kulturgütern. Jede Landschaft beherbergt eine für sie typische Flora und 
Fauna. Die Landschaft als Ergebnis des Zusammenspiels der abiotischen Schutzgüter, der 
Flora und Fauna und des Menschen bildet gleichzeitig eine wichtige Grundlage für die mensch-
liche Erholung. 

Bei Photovoltaik-Freiflächenanlagen sind grundsätzlich folgende Wechselwirkungen zu berück-
sichtigen: 

• Flächenverbrauch und Bodenveränderung durch Bodeninanspruchnahme und Verän-
derungen des Niederschlagsverhaltens, 

• Zerschneidung und Barrierewirkung für Tiere durch den notwendigen Zaun um die be-
plante Fläche, 

• Veränderung der Vegetation auf der Fläche des Solarparks durch Überschattung, und 
Überbauung, 

• Visuelle Wirkungen auf die Tierwelt und das Landschaftsbild, 

• Kleinklimatische Veränderungen des Nahbereichs um die Anlagen. 

• Visuelle Effekte auf das Landschaftsbild und damit auf den Menschen und den Touris-
mus 

Die Folgen und die Art der Berücksichtigung dieser Wechselwirkungen sind bei den einzelnen 
Schutzgütern in den entsprechenden vorangegangenen Unterkapiteln aufgeführt.  

3.7 Erneuerbare Energien und sparsame Nutzung von Energie 

Durch das geplante Vorhaben soll lokal und nachhaltig regenerative Energie erzeugt werden. 
Der Bebauungsplan trägt damit zur Erreichung der Umweltziele der Europäischen Union und 
des Landes durch die Nutzung erneuerbarer Energien bei.  
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3.8 Kumulationswirkungen mit benachbarten Plangebieten 

Es liegen keine Informationen zu weiteren geplanten Vorhaben in der Umgebung des Plange-
biets vor, mit denen es zu Kumulationswirkungen kommen könnte. 

3.9 Betroffenheit von Schutzgebieten 

Vogelschutzgebiet (VSG) Hohentwiel/Hohenkrähen 
Das Plangebiet liegt etwa 2,3 km südwestlich des Vogelschutzgebiets „Hohentwiel/Hohenkrä-
hen“. Das VSG wird durch einen Eichen-Lindenwald, Trockenrasen sowie durch Vorkommen 
zahlreicher thermophiler Insektenarten geprägt. Es ist Lebensraum seltener, vom Aussterben 
bedrohter Pflanzen- und Tierartenarten. Zum Arteninventar gehören Zippammer, Zaunammer, 
Wanderfalke und Berglaubsänger.  

Von diesen Arten hat nur der Wanderfalke einen Aktionsradius, der auch das Plangebiet mit 
umfassen kann. Auswirkungen der Planung auf die anderen drei Arten kann mit hinreichender 
Sicherheit ausgeschlossen werden.  

Sein Nest baut der Wanderfalke in Deutschland in Felswänden (seltener auch an Gebäuden) 
oder auf Bäumen. Im Plangebiet findet er daher kein geeignetes Bruthabitat. Lediglich als Nah-
rungshabitat kann er die Flächen nutzen.  

Der Wanderfalke ernährt sich durch die Jagd auf andere Vögel und deckt dabei ein breites Beu-
tespektrum ab. Ausgehend von einer Ansitzwarte oder aus dem Spähflug heraus jagt er seine 
Beute im freien Flug, wobei er sich hauptsächlich im Offenland bewegt.  

Die artspezifische Fluchtdistanz liegt bei Wanderfalken bei 200m und ist vor allem durch opti-
sche Reizauslöser bedingt (BMVBS 2010). Somit ist davon auszugehen, dass die Art die größ-
ten Teile des Plangebiets aufgrund der Nähe zur Autobahn meidet.  

Auch wenn das Plangebiet für den Wanderfalken voraussichtlich keine besondere Bedeutung 
als Nahrungshabitat hat, profitiert die Art jedoch von einer Aufwertung der Plangebietsfläche als 
Nahrungshabitat für andere Vogelarten, da hierdurch das Beuteangebot auch für den Wander-
falken steigt.  

Eine Beeinträchtigung des VSG durch die Planung ist damit nicht zu erwarten.  

Flora-Fauna-Habitat (FFH)-Gebiet „Westlicher Hegau“ 
Das FFH-Gebiet „Westlicher Hegau“ nimmt Flächen im nahen und weiteren Umfeld der geplan-
ten Bebauung ein (s. Abbildung 4). Das FFH-Gebiet umfasst Höhlen, die Hegauniederung mit 
Fließgewässern, Rieden und Flachlandwiesen, die Hegauvulkane, Magerrasen sowie artenrei-
che Laub-, teils Schluchtwälder.  

In dem nördlich an das Plangebiet (Teilbereich West 1) angrenzenden FFH-Gebietsteil ist laut 
Managementplan der Erhalt des FFH-Lebensraumtyps 3260 (Fließgewässer mit flutender Was-
servegetation) vorgesehen. Die Bestände der FFH-Lebensraumtypen 7230 (Kalkreiche Nieder-
moore) und 6410 (Pfeifengraswiesen) sollen aufgewertet werden.  

Die Populationen von Sumpf-Glanzkraut (Liparis loeselii), Schmaler Windelschnecke (Vertigo 
Angustior) und Bauchiger Windelschnecke (Vertigo moulinsiana) sollen erhalten bzw. aufgewer-
tet werden. Nordöstlich der Autobahn kommt die Groppe (Cottus gobio) vor.  

Bei Einhaltung der in Kapitel 3.3.3 beschriebenen und allgemein üblichen Schutzmaßnahmen 
beim Schutzgut Wasser kann eine vorhabenbedingte Beeinträchtigung von FFH-Lebensräumen 
und -Arten im FFH-Gebiet mit hinreichender Sicherheit ausgeschlossen werden. Durch den Ver-
zicht auf Dünge- und Pflanzenschutzmittel bei der Pflege der Grünlandflächen unterhalb der 
PV-Module können Stoffeinträge in den Schwefelgraben, wie sie bei der aktuellen Bewirtschaf-
tung der Flächen im Plangebiet anfallen, reduziert werden.  
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Naturschutzgebiet (NSG) „Bruckried“ 
Das NSG „Bruckried“ schließt unmittelbar an das Plangebiet (Teilbereich West 1) an. In der 
Schutzgebietsverordnung1 ist als wesentlicher Schutzzweck „die Erhaltung des Bruckrieds als 
Lebensraum artenreicher Gesellschaften seltener, zum Teil vom Aussterben bedrohter Pflanzen 
- und Tierarten“ erfasst.  

Wie schon für das FFH-Gebiet „Westlicher Hegau“ ausgeführt, bestehen für das NSG bei Um-
setzung der Vermeidungsmaßnahmen keine vorhabenbedingten Beeinträchtigungen. Durch die 
grundsätzlich unterschiedlichen Habitateigenschaften zwischen dem Naturschutzgebiet und 
dem Standort der geplanten PV-Freiflächenanlage, sind keine beeinträchtigenden Wechselwir-
kungen zu erwarten. Sowohl standort- als auch habitatgebunde Arten im NSG werden durch 
den emissionsfreien Betrieb der Anlage nicht gestört. Beeinträchtigungen der Habitateigen-
schaften des NSG sind durch die geringe Eingriffsintensität (geringe Versiegelung, geringe Bo-
deninanspruchnahme, keine Veränderung des Wasserhauhaltes) ebenfalls nicht zu erwarten. 
Die baubedingten Störungen durch Lärm oder Staub sind nur temporär und unterscheiden sich 
nicht wesentlich gegenüber den Wirkungen aus der landwirtschaftlichen Nutzung, so dass keine 
zusätzlichen Störungen zu erwarten sind. 

Für die mobilen Arten, insbesondere Vögel, kann die Entwicklung des Gebietes hin zu artenrei-
cheren Grünlandstandorten und das Anlegen von Gehölzstrukturen zur einer Anreicherung und 
Verbesserung der Habitatstruktur beitragen. Beeinträchtigungen des Naturschutzgebietes kön-
nen dadurch ausgeschlossen werden 

Landschaftsschutzgebiet (LSG) „Hegau“ 
Das LSG „Hegau“ befindet sich ca. 1,9 km südwestlich des Plangebiets. Aufgrund der großen 
Entfernung zum Plangebiet sind Beeinträchtigungen des typischen Landschaftsbildcharakters 
im LSG durch die geplante PV-Anlage nicht zu erwarten. Mögliche vorhabenbedingte Beein-
trächtigungen der Fernsicht sind als gering einzustufen. 

Wasserschutzgebiet „WSG TB Hintenaus, Leimgrube, bei der Mühle, Beuren a.d.A.“ 
Ein Teil des Plangebiets (Teilbereich Ost) liegt innerhalb des WSG. Da das Schutzpotenzial der 
Grundwasserüberdeckung hier im mittleren Bereich liegt, kann eine Beeinträchtigung des 
Grundwassers nur bei Umsetzung der in Kapitel 3.3.3 dargestellten Vermeidungsmaßnahmen 
ausgeschlossen werden. 

Naturdenkmal 
Eine vorhabenbedingte Beeinträchtigung des im FNP dargestellten Naturdenkmal 180m südlich 
des Teilbereichs West 2 ist nicht zu erwarten.  

Nach § 32 NatSchG und § 30a LWaldG gesetzlich geschützte Biotope 
An das Plangebiet angrenzend bzw. in seinem näheren Umfeld liegen mehrere geschützte Bio-
tope. Da nicht in Gehölze eingegriffen wird und entsprechende Schutzmaßnahmen (Schutzgut 
Wasser) umzusetzen sind, auch um Auswirkungen auf das angrenzende NSG zu vermeiden, 
sind keine vorhabenbedingten Beeinträchtigungen der in Tabelle 2 genannten geschützten Bio-
tope zu erwarten.  

3.10 Zusammenfassende Darstellung der Umweltauswirkungen 

Im Folgenden werden die Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt sowie das Maß eventu-
eller Beeinträchtigungen verkürzt und zusammenfassend dargestellt. Detailliertere Ausführun-
gen sind in den jeweiligen vorangegangenen Kapiteln nachzulesen. 
 
  

 
1 Verordnung des Regierungspräsidiums Freiburg als höhere Naturschutzbehörde über das Naturschutz-
gebiet »Bruckried« vom 3. Januar 1978 (GBl. v.03.03.1978, S. 134) 
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Tabelle 5: Umweltrelevante Auswirkungen des geplanten Vorhabens 

Schutzgut Projektwirkung Beeinträchtigung Geplante Maßnah-
men 

Fläche Temporäre Inan-
spruchnahme von 
etwa 10 ha Freifläche, 
Umzäunung 

Temporärer Flächen-
verlust, Zerschneidung 
von Lebensraumver-
bünden 

Erhalt der Durchlässig-
keit für wandernde 
Tierarten durch Ab-
standsvorgaben für 
den Zaun zum Boden 

Boden Überdeckung und ge-
ringfügige Versiege-
lung von Boden, tem-
poräre Inanspruch-
nahme durch Baustra-
ßen, Entwicklung/Er-
halt von Grünland 

Verlust der Boden-
funktionen durch Ver-
siegelung, baube-
dingte Bodenverdich-
tung und -umlagerung,  

Bodenschutzmaßnah-
men, Reduzierung der 
Versiegelung, Verzicht 
auf Stoffeinträge 

Wasser Umgang mit wasser-
gefährdenden Stoffen 

Beeinträchtigung des 
Grundwassers durch 
Stoffeinträge bei War-
tung und Reinigung 

Sorgfältiger Umgang 
mit wassergefährden-
den Stoffen bei der 
Wartung, Verzicht auf 
wassergefährdende 
Substanzen bei Reini-
gungsarbeiten 

Luft/Klima  Bodenüberdeckung, 
regenerative Energie-
gewinnung 

geringfügige Reduk-
tion der Kaltluftproduk-
tion 

- 

Tiere Technische Überprä-
gung, Bildung vertika-
ler Strukturen, Ent-
wicklung/Erhalt von 
Grünland, Umzäunung 

Lebensraumverluste 
durch Meideverhalten 
von Brutvögeln (Feld-
lerche), Zerschnei-
dung von Wanderkorri-
doren, Mögliche Be-
einträchtigungen von 
Reptilien während der 
Bauphase 

Erhalt der Durchgän-
gigkeit der Fläche 
durch Zaungestal-
tungsvorgaben, Maß-
nahmen des speziel-
len Artenschutzes für 
Feldlerchen und Repti-
lien, Verbesserung der 
Habitatfunktion durch 
Reduzierung der Be-
wirtschaftungsintensi-
tät 

Pflanzen Entwicklung/Erhalt von 
Grünland 

Verbesserung der Ha-
bitatfunktion, Möglich-
keiten zur Entwicklung 
wertvoller Biotopstan-
dorte 

Verzicht auf den Ein-
satz von Dünge- und 
Pflanzenschutzmittel 

biologische Viel-
falt 

Entwicklung/Erhalt von 
Grünland, Reduktion 
der Bewirtschaftungs-
intensität 

Erhöhung der Arten-
vielfalt 

- 

Landschaftsbild Technische Überprä-
gung der Landschaft 
entlang der Autobahn 

Reduzierung der 
Landschaftsbildqualität 
in einem vorbelasteten 
Bereich 

Eingrünung des Ge-
ländes nach Süden 
und Westen 
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Mensch und 
seine Gesundheit 

Baubedingte Emissio-
nen (Staub, Lärm, Er-
schütterung), Reflexio-
nen des Sonnenlichts 

Temporäre Belastung 
während der Bau-
phase im nahen Um-
feld, Einzelne Blend-
wirkungen in Richtung 
Autobahn 

Erforderliche Maßnah-
men zum Schutz vor 
Blendwirkungen wer-
den gem. den Vorga-
ben des Blendgutach-
tens umgesetzt. 

Kultur- und sons-
tige Sachgüter 

Eingriffe in den Unter-
grund 

Beeinträchtigungen 
von archäologisch be-
deutenden Objekten 

Anzeige-, Erhaltungs- 
und Ablieferungspflich-
ten gem. § 20 DSchG 
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4 BERÜCKSICHTIGUNG DES BESONDEREN ARTENSCHUTZES NACH § 44 
BNATSCHG 

In § 44 BNatSchG werden die für den Artenschutz auf nationaler Ebene wichtigsten Verbotstat-
bestände festgelegt, die in Abs. 1 Nr. 1, 3 und 4 gegenüber besonders geschützten Arten (§ 7 
Abs. 2 Nr. 13) und in Abs. 1 Nr. 1, 2, 3, 4 gegenüber streng geschützten Arten (§ 7 Abs. 2 Nr. 
14) sowie allen europäischen Vogelarten gelten.  

Die Verbotstatbestände von § 44 Abs. 1 BNatSchG beziehen sich auf: 

• Nr. 1 das Nachstellen, Fangen, Verletzen und Töten, 

• Nr. 2 das Stören, 

• Nr. 3 die Zerstörung von Nist-, Brut- sowie Wohn- und Zufluchtsstätten von Tieren, 

• Nr. 4 und auf die Entnahme, Beschädigung oder Zerstörung der Standorte wild lebender 
Pflanzen (inkl. deren Entwicklungsformen).  

In den Absätzen 2 und 3 des § 44 BNatSchG wird das Besitz- und Vermarktungsverbot be-
stimmter Arten festgelegt. Absatz 4 richtet sich an die land-, forst- und fischereiwirtschaftliche 
Bodennutzung. 

Für bauliche Fachplanung besonders relevant ist vor allem der § 44 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 3 
BNatSchG. Tötungs-, Störungs- und Zerstörungstatbestände können sich durch die Beeinträch-
tigungen bei Eingriffen ergeben. 

Bei der Bewertung, ob die Zugriffsverbote im Sinne des § 44 Abs. 1 BNatSchG eingehalten 
werden, ist (gerade in Bezug auf Vögel) die Tötung dieser bei lebensnaher Betrachtung nicht 
ausschließbar (NUR 2010). Der Tötungs- und Verletzungstatbestand wird nach aktueller 
Rechtsprechung grundsätzlich bereits erfüllt, wenn ein Individuum einer besonders geschützten 
Art getötet oder verletzt wird (Individuenbezug; BVERWG 2008). Die Auswirkungen auf den Er-
haltungszustand der Population erlangen demgegenüber erst bei der Erteilung von Ausnahmen 
und Befreiungen sowie im Rahmen der sog. CEF-Maßnahmen Beachtung (IDUR 2011). Der 
Verstoß gegen das Tötungs- und Verletzungsverbot liegt nach dem Urteil des BVerwG v. 
12.03.2008 aber dann nicht vor, „wenn das Vorhaben nach naturschutzfachlicher Einschätzung 
jedenfalls aufgrund von Vermeidungsmaßnahmen kein signifikant erhöhtes Risiko kollisionsbe-
dingter Verluste von Einzelexemplaren verursacht, mithin unter der Gefahrenschwelle in einem 
Risikobereich bleibt, der im Naturraum immer gegeben ist, vergleichbar dem ebenfalls stets ge-
gebenen Risiko, dass einzelne Exemplare einer Art im Rahmen des allgemeinen Naturgesche-
hens Opfer einer anderen Art werden“.  

Das Bundesverwaltungsgerichtes führt ergänzend aus, dass das „auszufüllende Kriterium der 
Signifikanz […] dem Umstand Rechnung [trägt], dass für Tiere bereits vorhabenunabhängig ein 
allgemeines Tötungsrisiko besteht, welches sich nicht nur aus dem allgemeinen Naturgesche-
hen ergibt, sondern auch dann sozialadäquat und deshalb hinzunehmen ist, wenn es zwar vom 
Menschen verursacht ist, aber nur einzelne Individuen betrifft. Denn tierisches Leben existiert 
nicht in einer unberührten, sondern in einer vom Menschen gestalteten Landschaft“ (BVERWG 
2018). In der Praxis werden häufig Prognosen abgegeben, die eine Gefährdung der entspre-
chenden Art mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit angeben, wenn nicht eindeutig festgestellt 
werden kann, ob mit der Realisierung eines Vorhabens tatsächlich die Tötung wild lebender 
Tiere der besonders geschützten Arten verbunden ist (IDUR 2011). 

Dabei ist der Verbotstatbestand im Rahmen der Eingriffszulassung generell durch geeignete 
Vermeidungsmaßnahmen, so weit möglich und verhältnismäßig, zu reduzieren (IDUR 2011). 
Bei Betrachtung des Störungsverbotes nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG wird in der Recht-
sprechung (NUR 2009) vorausgesetzt, dass es sich in § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG um eine „er-
hebliche“ Störung handelt, die nach der Legaldefinition dann vorliegt, wenn sich durch die 
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Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert. Eine lokale Po-
pulation umfasst diejenigen (Teil-) Habitate und Aktivitätsbereiche der Individuen einer Art, die 
in einem für die Lebensraumansprüche der Art ausreichenden räumlich-funktionalen Zusam-
menhang stehen. 

Eine Verschlechterung des Erhaltungszustandes ist nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG „insbe-
sondere“ dann anzunehmen, wenn die Überlebenschancen, der Bruterfolg oder die Reprodukti-
onsfähigkeit vermindert werden, wobei dies artspezifisch für den jeweiligen Einzelfall untersucht 
und beurteilt werden muss.  

Nach einem Urteil des BVERWG (2008) wird das Zerstörungsverbot von Habitaten (und Teil-
habitaten) grundsätzlich individuenbezogen ausgelegt. Es bezieht sich auf einzelne Nester, 
Bruthöhlen, „Lebens- und Standortstrukturen“, die nicht zerstört werden dürfen. Die Zerstörung 
von Nahrungshabitaten fällt im Regelfall nicht unter das Zerstörungsverbot § 44 Abs. 1 Nr. 3 
BNatSchG. 

Freistellung von den Verboten bei der Eingriffs- und Bauleitplanung 

In § 44 Abs. 5 BNatSchG wird festgelegt, dass im Zuge eines genehmigten Eingriffs 
(§ 19 BNatSchG) oder einer zulässigen Maßnahme im Sinne des BauGB ein Verstoß gegen 
das Verbot des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG und im Hinblick auf damit verbundene unvermeid-
bare Beeinträchtigungen wild lebender Tiere auch gegen das Verbot des Abs. 1 Nr. 1 nicht vor-
liegt, wenn die ökologische Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflan-
zungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird. Kann die ökologi-
sche Funktion nicht erhalten werden, ist diese nach § 15 BNatSchG wiederherzustellen. 

Wichtig bei zulässigen Eingriffen ist es, die ökologische Funktion aufrecht zu erhalten oder wie-
derherzustellen (§ 15 BNatSchG). 

CEF-Maßnahmen (measures to ensure the continuous ecological functionality), die in der FFH-
Richtlinie teilweise gefordert werden, sollen den durchgehenden Schutz von artspezifischen Le-
bensräumen (Habitaten) sicherstellen. Hierbei sind bereits vor dem Eingriff Ausgleichsmaßnah-
men notwendig. Diese Maßnahmen gehen über § 15 BNatSchG hinaus, in dem die Ausgleichs- 
oder Ersatzmaßnahme nicht zwingend vor dem Eingriff stattfinden muss. 

Im Folgenden wird nur auf die Arten-/gruppen eingegangen, die grundsätzlich in der Region 
vorkommen und nach § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG (Arten des Anhang IV der FFH-
Richtlinie und europäische Vogelarten) betrachtungsrelevant sind. Für alle anderen Arten sind 
artenschutzrechtliche Konflikte aufgrund fehlender Wirkzusammenhänge hinreichend sicher 
auszuschließen.  

Für die artenschutzrechtliche Bewertung wurden die Daten des LUBW für die TK-Messtischblät-
ter Nr. 8118, 8119, 8218 und 8219 hinsichtlich relevanter Vorkommen geschützter Arten ausge-
wertet. (https://www.lubw.baden-wuerttemberg.de/natur-und-landschaft/fauna-flora-habitat-richt-
linie) 

Die Artengruppen Gastropoda (Schnecken), Bivalvia (Muscheln), Crustacea (Krebse), Odonata 
(Libellen), Cyclostomata (Rundmäuler) und Osteichthyes (Knochenfische) werden nicht berück-
sichtigt, da kein Wirkungszusammenhang zwischen Ort und Art des Eingriffs und dem Habitat 
besteht. Die Artengruppe der Orthoptera (Heuschrecken) wird ausschließlich im Rahmen der 
Eingriffsregelung berücksichtigt.  

4.1.1 Avifauna 

Der lokale Bestand der Avifauna wurde 2020 erfasst (Büro Strix, Sept. 2020). Demnach ist in-
nerhalb des Geltungsbereiches 1 Brutrevier von Feldlerchen erfasst worden. Bei Umsetzung 
der Planung können die Brutpaare im Rahmen von baubedingten Bodenbearbeitungen direkt 
betroffen sein. Bei einer Baufeldfreimachung während der Brut- bzw. Jungenaufzuchtzeit 

https://www.lubw.baden-wuerttemberg.de/natur-und-landschaft/fauna-flora-habitat-richtlinie
https://www.lubw.baden-wuerttemberg.de/natur-und-landschaft/fauna-flora-habitat-richtlinie
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werden eventuell innerhalb des Plangebiets liegende Fortpflanzungsstätten zerstört. Dabei 
kann es auch zu einer baubedingten Tötung von Nestlingen und somit zu einem Eintreten des 
Verbotstatbestands gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG kommen. Zur Vermeidung von Tötun-
gen von Individuen bzw. Zerstörung von Brutstätten sind die Bauarbeiten während des gem. § 
39 BNatSchG zulässigen Zeitraums durchzuführen. Sollte dies nicht möglich sein, ist eine Be-
siedelung der Fläche durch Feldlerchen durch entsprechende Maßnahmen zu verhindern. Eine 
geeignete Maßnahme ist die Unattraktivgestaltung der Eingriffsflächen vom 01. April bis zum 
Bauzeitpunkt, um eine Ansiedlung der Bodenbrüter zu vermeiden. Eine Unattraktivgestaltung 
kann durch Aufstellen von ca. 2 m hohen Stangen (über Geländeoberfläche) mit daran befestig-
ten und im Wind flatternden Absperrbändern (ca. 1,5 m lang) auf den eingriffsrelevanten Flä-
chen erfolgen. Die Stangen werden dabei in regelmäßigen Abständen von ca. 25 m in dem un-
mittelbaren Baubereich aufgestellt. 

Aufgrund des Meideverhaltens dieser Art gegenüber vertikalen Strukturen in der Landschaft 
wird das Brutreviere im Geltungsbereich voraussichtlich aufgegeben. Die Brutpaare müssen 
dadurch auf benachbarte Flächen ausweichen. Aufgrund der auch auf den angrenzenden Flä-
chen vorkommenden Feldlerchen sind Verbesserungen des Lebensraumpotenzials erforderlich. 
Diese können als produktionsintegrierte Maßnahmen in der laufenden ackerbaulichen Nutzung 
umgesetzt werden. Dabei sind für das betroffene Brutrevier auf einer Fläche von 1 ha mindes-
tens drei Lerchenfenster á 20m² anzulegen. Weiterhin sind Blühstreifen oder -flächen von min 6 
m Breite und 150 m Länge anzulegen. Die Maßnahmen werden unter Punkt 5 noch einmal ge-
nauer beschrieben. 

4.1.2 Reptilien 

Von den Reptilienarten des FFH-Anhang IV sind im weiteren Untersuchungsraum nur die Zau-
neidechse (Lacerta agilis) und die Schlingnatter (Coronella austriaca) verzeichnet. Im Rahmen 
der faunistischen Untersuchungen wurde das Habitat- und Konfliktpotenzial für die Artengruppe 
der Reptilien eingeschätzt: Innerhalb der geplanten Eingriffsfläche (Intensivacker) befinden sich 
keine potenziell für Reptilien geeignete Habitatstrukturen. Eine Zerstörung von Habitaten kann 
daher mit hinreichender Sicherheit ausgeschlossen werden. Der Verbotstatbestand der Zerstö-
rung nach § 44 Abs. 1 (3) BNatSchG tritt aller Voraussicht nach nicht ein. Es wurden aber in 
den südlich an den Geltungsbereich angrenzenden Randbereichen (Rodungsfläche) Individuen 
von Zauneidechsen nachgewiesen.  

Während der Bauphase kann es ggf. zu einem Einwandern von Tieren aus den angrenzenden 
Habitaten ins Baufeld oder auf Erschließungswege und in der Folge zu einer Tötung von Indivi-
duen durch Baufahrzeuge kommen. Der Verbotstatbestand der Tötung nach § 44 Abs. 1 (1) 
BNatSchG tritt möglicherweise ein. Zur Vermeidung der Tötung von Reptilien sind die südlich 
angrenzenden Bereiche durch geeignete Reptilienschutzzäune vom Plangebiet zu trennen, so-
fern die Baumaßnahme in die Aktivitätszeiten von Eidechsen fällt (März bis Oktober) (vgl. Punkt 
5.1.2).  

Die anderen Teilflächen bieten keine geeigneten Habitate für die genannten Arten, so dass hier 
ein Eintreten der Verbotstatbestände gem. § 44 Abs. 1 BNatSchG hinreichend sicher ausge-
schlossen werden kann. 

4.1.3 Amphibien 

In Tabelle 6 werden potenzielle bzw. bekannte Vorkommen von Amphibienarten des FFH-An-
hang IV im weiteren Untersuchungsbereich (TK Blätter 8118, 8119, 8218 und 8219) aufgeführt.  
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Tabelle 6: Liste der für den weiteren Untersuchungsraum verzeichneten, nach Anhang IV der 
FFH-Richtlinie geschützten Amphibienarten  

Wissenschaftlicher 
Name 

Deutscher Name FFH-Anhang 

Bombina variegata Gelbbauchunke Anh. II, IV 

Bufo calamita Kreuzkröte Anh. IV 

Hyla arborea Laubfrosch Anh. IV 

Rana dalmatina Springfrosch Anh. IV 

Rana lessonae Teichfrosch Anh. IV 

Triturus cristatus Grasfrosch Anh. II, IV 

Triturus cristatus Kamm-Molch Anh. II, IV 

 
Das Plangebiet weist keinerlei feuchte Bereiche auf, die Amphibien als (temporärer) Lebens-
raum dienen könnten. Ebenso wenig sind Primärstandorte wie Abgrabungsstellen, etc. vorhan-
den. Damit ist das Plangebiet weder als temporärer oder auch dauerhafter oder bedeutsamer 
Lebensraum für Amphibien geeignet.  

Eine vorhabenbedingte Beeinträchtigung von Amphibien sowie ein Eintreten der Verbotstatbe-
stände gem. § 44 Abs. 1 BNatSchG kann bei Beachtung der o.g. Maßnahmen hinreichend si-
cher ausgeschlossen werden.  

4.1.4 Fledermäuse 

Es ist davon auszugehen, dass die Insektenanzahl und -vielfalt im Plangebiet durch die inten-
sive Bewirtschaftung und den Einsatz von Spritz- und Düngemitteln äußerst gering ist. Entspre-
chend gering ist die Eignung des Gebiets als Nahrungshabitat für Fledermäuse. Fortpflanzungs- 
und Ruhestätten sind im Plangebiet nicht vorhanden.  

Es kann davon ausgegangen werden, dass die angrenzenden Gehölze und Baumbestände als 
Lebensraum und Leitlinien für Fledermäuse dienen. Da nicht in die Gehölze eingegriffen wird, 
ist eine vorhabenbedingte Beeinträchtigung hier auszuschließen.  

Ein Eintreten der Verbotstatbestände der Tötung und Zerstörung gem. § 44 Abs. 1 (1 und 3) 
BNatSchG kann damit hinreichend sicher ausgeschlossen werden. 

Nach Umsetzung des geplanten Vorhabens gewinnt die Fläche vielmehr an Attraktivität als 
Nahrungshabitat für Fledermäuse, da sich der Insektenbestand durch die Entwicklung von ex-
tensivem Grünland (vgl. Punkt 5.1.1) voraussichtlich erhöhen wird.  

4.1.5 Weitere Säugetiere 

Von den nicht flugfähigen, nach FFH-Anhang IV geschützten Säugetierarten sind vor allem die 
Wildkatze (Felis silvestris) und die Haselmaus (Muscardinus avellanarius) als potenziell vorkom-
mende und durch das Vorhaben betroffene Arten zu nennen.  

Ein Vorkommen der Wildkatze im Plangebiet kann aufgrund der Habitatausstattung, der hohen 
Lebensraumzerschneidung sowie der hohen Störungsfrequenz hinreichend sicher ausgeschlos-
sen werden. Die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG treten nicht ein.  

Die Haselmaus benötigt Waldstandorte oder gut vernetzte Gehölzstrukturen. Da Gehölze und 
Waldflächen im Norden und Südosten an das Planungsgebiet angrenzen, kann ein Vorkommen 
der Art in diesen Strukturen nicht vollständig ausgeschlossen werden. Das Potenzial ist jedoch 
aufgrund der stark ausgeräumten Landschaft eher gering. Im Plangebiet selbst ist nicht mit Vor-
kommen zu rechnen. Da nicht in die Gehölze eingegriffen wird, kann ein Eintreten der Verbots-
tatbestände nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ausgeschlossen werden.  
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4.1.6 Schmetterlinge 

Für Schmetterlinge bietet das Plangebiet nur sehr geringes Habitatpotenzial. Im weiteren Unter-
suchungsraum wurde ist das Vorkommen des dunklen und hellen Wiesenknopf-Ameisenbläu-
ling grundsätzlich möglich. Da innerhalb des Geltungsbereiches der große Wiesenknopf (San-
guisorba officinalis) nicht vorhanden ist, kann ein Vorkommen dieser Schmetterlingsarten aus-
geschlossen werden. Die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG treten damit nicht ein.  

4.1.7 Pflanzen 

Im weiteren Untersuchungsbereich (TK Blätter 8118, 8119, 8218 und 8219) sind keine Pflan-
zenarten des FFH-Anhangs IV verzeichnet. Zudem bietet das Plangebiet aufgrund des hohen 
Nutzungsdrucks und der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung keine geeigneten Habitate für 
seltene Arten. Entsprechend kann ein Eintreten der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 
BNatSchG ausgeschlossen werden. 
 

5 MASSNAHMEN ZUR VERMEIDUNG UND ZUM AUSGLEICH DER BEEINTRÄCHTIGUN-
GEN 

Innerhalb des Geltungsbereiches, der eine Gesamtgröße von ca. 10,5 ha aufweist, wird auf ca. 
10,1 ha eine Sonderbaufläche für Photovoltaik ausgewiesen. Bei einer maximalen (Teil-) Ver-
siegelung von 2 % sind Beeinträchtigungen des Boden auf insgesamt gut 2.000 m2 zu erwarten. 
Weiterhin sind durch die Überdeckung von Acker- und Intensivgrünlandflächen bei einer GRZ 
von 0,6 weitere Beeinträchtigungen auf Arten und Lebensgemeinschaften auf einer Fläche von 
gut 6 ha zu erwarten. 

Dem stehen Aufwertungen durch die Anlage von extensiv genutztem und artenreichem Grün-
land ebenfalls auf einer Fläche von 10,1 ha gegenüber. Weiterhin werden 0,4 ha Pflanzflächen 
zur Eingrünung angelegt. Die zu erwartenden Beeinträchtigungen des Bodens und der Biodiver-
sität sind damit ausreichend ausgeglichen. 

Um artenschutzrechtliche Konflikte insbesondere mit Bodenbrütern (hier Feldlerchen) zu ver-
meiden, werden vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) umgesetzt, die über 
vertragliche Vereinbarungen zwischen Vorhabenträger, Landwirt und Gemeinde zu sichern 
sind. 

Sollte die Bauphase nicht außerhalb des Aktivitätszeitraumes insbesondere der Feldlerche und 
der Zauneidechse (März bis Oktober) stattfinden können, sind Maßnahmen zur Vergrämung    
oder zur Vermeidung einer Einwanderung von Individuen in die Baufläche umzusetzen. Diese 
werden in den Bebauungsplan aufgenommen und dort genauer beschrieben. 

6 GEPRÜFTE ALTERNATIVEN 

Im Rahmen einer das gesamte Gemeindegebiet umfassenden Alternativenprüfung, wurden 
mögliche Standorte für eine PV-Freiflächenanlage untersucht. Im Rahmen dieser Prüfung, die 
den Bebauungsplanunterlagen im Rahmen der Beteiligungen gem. §§ 3(2) und 4(2) BauGB bei-
gelegt wird, wurde der vorliegende Geltungsbereich als eine der am besten geeigneten Flächen 
identifiziert. Weitere Einzelheiten können der beiliegenden Alternativenprüfung entnommen wer-
den. 

7 RISIKEN FÜR GESUNDHEIT, KULTURGÜTER UND UMWELT 

Risiken für den Menschen oder die Umwelt durch Unfälle oder Katastrophen in Bezug auf Pho-
tovoltaikanlagen sind nicht zu erwarten. Im Hinblick auf den Brandschutz wird die Betriebstech-
nik nicht ungeschützt errichtet und die Erdkabel unterirdisch verlegt. Aufgrund der Entfernung 
zu Siedlungsbereichen und Kulturgütern sind bei Bränden keine Auswirkungen für die menschli-
che Gesundheit zu erwarten. 
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8 ZUSÄTZLICHE ANGABEN 

8.1 Beschreibung der verwendeten technischen Verfahren und Hinweise auf Schwierig-
keiten bei der Zusammenstellung der Angaben 

Bei der Zusammenstellung der notwendigen Unterlagen und bei der Auswertung der Grundla-
gendaten traten keinerlei Schwierigkeiten auf. Als Grundlagen dienten u.a. die relevanten Kar-
ten und Texte der übergeordneten Raum- und Fachplanungen sowie die von der Baden-Würt-
tembergischen Landesregierung zur Verfügung gestellten Informationssysteme. Weiterhin wur-
den faunistische Untersuchungen durchgeführt und anhand der Ergebnisse die zu erwartenden 
Beeinträchtigungen insbesondere von geschützten Arten ermittelt. Dabei wurden auch die vor-
handenen Biotoptypen erfasst und diese Ergebnisse ebenfalls als Grundlage für die natur-
schutzfachliche Bewertung des Geltungsbereiches herangezogen. 

8.2 Beschreibung der geplanten Maßnahmen zur Überwachung der unvorhergesehe-
nen nachteiligen Umweltauswirkungen 

Während der Bauphase kann für Vermeidungsmaßnahmen im Rahmen des Artenschutzes eine 
ökologische Baubegleitung empfohlen werden. Weitere Maßnahmen zur Überwachung sind vo-
raussichtlich nicht notwendig. 
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9 ALLGEMEIN VERSTÄNDLICHE ZUSAMMENFASSUNG 

Die Gemeinde Mühlhausen-Ehingen verfolgt mit der Aufstellung des Bebauungsplans „Solar-
park Rumisbohl“ die Planung einer Photovoltaik (PV) -Freiflächenanlage. Das Plangebiet liegt 
nordöstlich der Ortslage von Mühlhausen entlang der Autobahn A81. Die aktuell landwirtschaft-
lich genutzte Fläche umfasst insgesamt etwa 10 ha.  

Im vorliegenden Umweltbericht werden die Auswirkungen und die (erheblichen) Beeinträchti-
gungen der Planung auf die Schutzgüter ausführlich ermittelt. Die Ergebnisse dieser Prüfung 
werden im Folgenden kurz erläutert:  

Schutzgut Fläche: Durch die PV-Freiflächenanlage gehen keine besonderen Flächenfunkti-
onen verloren. Die Planung liegt in einem bereits stark infrastrukturell überprägten und 
zerschnittenen Gebiet.  

Schutzgut Boden: Die Versiegelung durch Modulfundamente, Erschließungsstraßen und 
Nebengebäude führt in kleinen Teilen des Plangebiets zu einem vollständigen Verlust 
der Bodenfunktionen. Durch entsprechende Vermeidungsmaßnahmen werden die bau- 
und anlagebedingten Beeinträchtigungen des Bodens auf ein unvermeidbares Maß be-
schränkt. Die verbleibenden Beeinträchtigungen stellen einen erheblichen Eingriff dar. 
Über multifunktional wirksame Maßnahmen (Grünlandeinsaat, Eingrünung und Arten-
schutzmaßnahmen) können die vergleichsweise geringen Beeinträchtigungen des Bo-
dens ausgeglichen werden.  

Schutzgut Wasser: Durch das Vorhaben kommt es zu einer geringfügigen Flächenversiege-
lung im Plangebiet. Das Niederschlagswasser wird vollständig im Plangebiet versickert 
bzw. verrieselt und bleibt damit für die Grundwasserneubildung erhalten. Auf besondere 
Sorgfalt im Umgang mit wassergefährdenden Stoffen wird hingewiesen.  

Schutzgut Tiere: Das Plangebiet bietet Tieren aufgrund der intensiven landwirtschaftlichen 
Nutzung nur geringfügig Lebensräume. Ausschließlich bodenbrütende Vogelarten, die 
an derartige Landnutzungsformen angepasst sind (insbes. Feldlerche), finden auf der 
Fläche geeignete Bruthabitate. Durch die geplante PV-Anlage geht im Plangebiet 1 Brut-
revier der Feldlerche verloren. Als Ausgleich dafür sind vorgezogene Ausgleichsmaß-
nahmen (CEF-Maßnahmen: Anlage von Lerchenfenstern, Ackerbrachen und Blühstrei-
fen) umzusetzen. Damit können erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen auf ein un-
erhebliches Maß reduziert werden.  
Eine entsprechende Gestaltung der geplanten Umzäunung der Anlage ermöglicht es 
Tieren weiterhin, die Fläche zu durchqueren. Insgesamt verbessert sich durch die An-
lage von Grünland die Habitateignung für Tiere im Plangebiet.  

Schutzgut Pflanzen: Im Plangebiet sind keine Vorkommen von besonders oder europäisch 
geschützten Pflanzenarten bekannt, die durch die Umsetzung der Planung beeinträchtigt 
werden könnten. Da die Artenzusammensetzung von geringer Qualität ist, sind keine er-
heblichen Beeinträchtigungen des Schutzguts zu erwarten. Insgesamt verbessert sich 
durch die Anlage von Grünland auch die Habitateignung für Pflanzen im Plangebiet. 

Schutzgut Biodiversität: Der ökologische Wert des Plangebiets ist aufgrund des vergleichs-
weise kargen Artenausstattung von Tieren und Pflanzen eher gering. Trotzdem gehen 
durch die Bebauung Habitate bedrohter Tierarten (Bodenbrüter) verloren. Mit externen 
Artenschutzmaßnahmen sowie mit Gestaltungsmaßnahmen innerhalb des Plangebietes 
(Anlage von artenreichem Grünland, extensive Bewirtschaftung, Verzicht auf Stoffein-
träge, Eingrünung) können die erheblichen Eingriffsfolgen wirksam minimiert werden. 
Entsprechend können die insgesamt geringen Auswirkungen auf die Biodiversität voll-
ständig ausgeglichen werden.  

Schutzgut Klima/Luft: Die Bebauung der Freifläche führt zu einer geringfügigen Verände-
rung des Mikroklimas im Plangebiet. Negative Auswirkungen auf umgebende wärmebe-
lastete Gebiete ergeben sich dadurch nicht. Die Beeinträchtigungen sind damit nicht er-
heblich.  
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Schutzgut Landschaft: Das Plangebiet wird durch das Vorhaben technogen überprägt. Da 
die Umgebung bereits durch Infrastrukturen des Verkehrs und der Energieerzeugung 
geprägt und die Einsehbarkeit der Fläche aus der Ferne gering ist, sind die Beeinträchti-
gungen des Landschaftsbilds ebenfalls gering. Um die optischen Wirkungen der Anlage 
auf den Nahbereich zu begrenzen, ist vor allem entlang der nach Süden und Westen 
ausgerichteten Randbereiche eine Eingrünung vorgesehen.  

Mensch und seine Gesundheit: PV-Freiflächenanlagen sind während der Betriebsphase 
vergleichsweise emissionsarm. Durch die angrenzende Autobahn besteht bereits eine 
starke Vorbelastung durch Lärm und Abgase, sodass die Aufenthaltsqualität im Plange-
biet gering ist. Während der Bauphase auftretende zusätzliche Belastungen durch Er-
schütterungen, Abgase und Lärm sind temporär und vor dem Hintergrund der Vorbelas-
tung unerheblich. Eine Blendung des Verkehrs kann nicht vollständig ausgeschlossen 
werden, entsprechende Maßnahmen werden im Bebauungsplan konkretisiert und fest-
gesetzt.  

Kultur- und sonstige Sachgüter: Bei Bodenarbeiten können archäologische Funde nicht 
ausgeschlossen werden. Es wird auf die Anzeigepflicht bei der zuständigen Behörde 
verwiesen. 

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass bei Umsetzung der entsprechend dargestellten Ver-
meidungs- und Ausgleichsmaßnahmen alle (erheblichen) Beeinträchtigungen, die durch das ge-
plante Vorhaben für die Umwelt entstehen, auf ein verträgliches Maß reduziert bzw. ausgegli-
chen werden können. Dem Vorhaben stehen unter diesen Voraussetzungen keine essenziellen 
Umweltbelange entgegen.  

 
 
 
Bearbeitet:  
 
 

 
 
Dieter Gründonner, Umweltschutzingenieur (FH) und Landschaftsplaner 
Odernheim, 16.09.2020 
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11 ANLAGEN 

Anlage 1: Ziele des Umweltschutzes in den einschlägigen Fachgesetzen 
Schutzgut Zielaussage 

Fläche BNatSchG § 1 - Die erneute Inanspruchnahme bereits bebauter Flächen sowie die Bebau-
ung unbebauter Flächen im beplanten und unbeplanten Innenbereich hat Vorrang vor der 
Inanspruchnahme von Freiflächen im Außenbereich; Freiräume im besiedelten und sied-
lungsnahen Bereich einschließlich ihrer Bestandteile sind zu erhalten. 
BauGB § 1 Abs. 7 - Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbesondere die Belange 
des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege, insbe-
sondere die Auswirkungen auf die Fläche 
BauGB § 1a - Sparsamer und schonender Umgang mit Grund und Boden, Verringerung 
der Inanspruchnahme von Flächen für die bauliche Nutzung durch Nachverdichtung und 
Maßnahmen zur Innenentwicklung, Begrenzung der Bodenversiegelung auf das notwen-
dige Maß 
LBodSchG § 2 - Begrenzung der Flächeninanspruchnahme und Bodenversiegelungen auf 
das notwendige Maß 

Boden BNatSchG § 1 - Erhalt von Böden, damit sie ihre Funktion im Naturhaushalt erfüllen kön-
nen  
BauGB § 1 Abs. 7 - Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbesondere die Belange 
des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege, insbe-
sondere die Auswirkungen auf den Boden … 
BauGB § 1a - Sparsamer und schonender Umgang mit Grund und Boden, Begrenzung der 
Bodenversiegelung auf das notwendige Maß 
BImSchG § 1 - Schutz des Bodens vor schädlichen Umwelteinwirkungen  
BBodSchG § 1 - Sicherung und Wiederherstellung der Bodenfunktionen; Vermeidung von 
Beeinträchtigungen auf den Boden in seiner Funktion als Archiv der Natur- und Kulturge-
schichte 
LBodSchG § 2 - Vorsorge gegen das Entstehen schadstoffbedingter schädlicher Boden-
veränderungen, Schutz der Böden vor Erosion und Verdichtung, sparsamer und schonen-
den Umgang mit dem Boden, Sanierung von schädlichen Bodenveränderungen und Altlas-
ten 

Wasser BNatSchG § 1 - Erhalt von Meeres- und Binnengewässer (insb. Natürliche und naturnahe 
Gewässer), einschließlich ihrer natürlichen Selbstreinigungsfähigkeit und Dynamik, und Be-
wahrung vor Beeinträchtigungen; Vorsorgender Schutz des Grundwassers 
BauGB § 1 Abs. 7 - Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbesondere die Belange 
des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege, insbe-
sondere die Auswirkungen auf das Wasser 
BImSchG § 1 - Schutz der Gewässer vor schädlichen Umwelteinwirkungen  
WHG § 1 – Schutz der Gewässer als Teil des Naturhaushalts und als nutzbares Gut durch 
eine nachhaltige Gewässerbewirtschaftung  

Klima, Luft BNatSchG § 1 - Schutz von Luft und Klima, insb. Von Flächen mit günstiger lufthygieni-
scher und klimatischer Wirkung (Frisch- und Kaltluftentstehungsgebiete oder Luftaus-
tauschbahnen) 
BauGB § 1 Abs. 7 - Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbesondere die Belange 
des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege, insbe-
sondere die Auswirkungen auf das Klima 
BauGB § 1a - Durchführung von Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken und 
der Anpassung an den Klimawandel dienen 
BImSchG § 1 - Schutz der Atmosphäre vor schädlichen Umwelteinwirkungen  
TA Luft – Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor schädlichen Umwelteinwir-
kungen durch Luftverunreinigungen und der Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkun-
gen durch Luftverunreinigungen, um ein hohes Schutzniveau für die Umwelt insgesamt zu 
erreichen 

Pflanzen, 
Tiere 

BNatSchG § 1 - Schutz von Natur und Landschaft durch die dauerhafte Sicherung der bio-
logischen Vielfalt – Erhalt von wild lebenden Tieren und Pflanzen einschließlich ihrer Le-
bensgemeinschaften und Lebensstätten  
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BNatSchG § 19 - Schädigung von Arten und natürlichen Lebensräumen im Sinne des Um-
weltschadensgesetzes  
BNatSchG § 44 - Zugriffsverbote: Verbot der Tötung von besonders geschützten Tierarten; 
Verbot der erheblichen Störung von streng geschützten Tierarten und der europäischen 
Vogelarten; Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten besonders geschützter Tier-
arten; Beschädigung oder Entfernung von besonders geschützten Pflanzenarten 
LNatSchG § 22 - Sicherung des Erhaltungszustands lokaler Populationen von besonders 
geschützten Tier- und Pflanzenarten inclusive ihrer Lebensräume  
BauGB § 1 Abs. 7 - Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbesondere die Belange 
des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege, insbe-
sondere die Auswirkungen auf Tiere und Pflanzen… 
BauGB § 1a - Vermeidung und Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen 
der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts (Eingriffsregelung nach dem 
Bundesnaturschutzgesetz) 
USchadG – gesetzliche Regelungen für Schädigungen von Arten und natürlichen Lebens-
räumen im Sinne des § 19 Abs. 2 und 3 BNatSchG  
BImSchG § 1 - Schutz von Tieren und Pflanzen vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
WHG § 1 – Schutz der Gewässer als Lebensraum für Tiere und Pflanzen durch eine nach-
haltige Gewässerbewirtschaftung 

Biologische 
Vielfalt 

BNatSchG § 1 - Schutz von Natur und Landschaft durch die dauerhafte Sicherung der bio-
logischen Vielfalt sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes  
LNatSchG § 1 - Vermeidung von dauerhaften Schädigungen an Natur und Landschaft  
LNatSchG §§ 15 und 16 - Schutz von Feldflurkomplexen, Binnendünen und mageren 
Flachland-Mähwiesen, Berg-Mähwiesen und Magerweiden im Außenbereich 
BauGB § 1 Abs. 7 - Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbesondere die Belange 
des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege, insbe-
sondere die Auswirkungen auf […] die biologische Vielfalt 
BNatSchG § 1 - Ausgleich oder Minderung unvermeidbarer Beeinträchtigungen von Natur 
und Landschaft 
USchadG – s. Tiere und Pflanzen  

Landschaft BNatSchG § 1 - Schutz, d.h. Sicherung, Pflege, Entwicklung und Wiederherstellung der 
Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie des Erholungswertes von Natur und Landschaft; Si-
cherung von unzerschnittenen Landschaftsräumen, Schutz insb. von Naturlandschaften 
und historisch gewachsenen Kulturlandschaften und Erholungsräumen 
BauGB § 1a - Vermeidung und Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen 
des Landschaftsbildes (Eingriffsregelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz) 

Mensch 
und seine 
Gesundheit 

BNatSchG § 1 - Schutz von Natur und Landschaft auf Grund ihres eigenen Wertes und als 
Grundlage für Leben und Gesundheit des Menschen auch in Verantwortung für die künfti-
gen Generationen  
BauGB § 1 Abs. 7 - Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbesondere die Belange 
des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege, insbe-
sondere umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie 
die Bevölkerung insgesamt; Einhaltung der EU-Immissionsschutzwerte 
BImSchG § 1 - Schutz des Menschen vor schädlichen Umwelteinwirkungen, Gefahren o-
der erheblichen Belästigungen 
WHG § 1 – Schutz der Gewässer als Lebensgrundlage des Menschen und als nutzbares 
Gut durch eine nachhaltige Gewässerbewirtschaftung 

Kultur- und 
sonstige 
Sachgüter 

BImSchG § 1 - Schutz von Kultur- und sonstigen Sachgütern vor schädlichen Umweltein-
wirkungen  
BauGB § 1 Abs. 7 - Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbesondere die Belange 
des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege, insbe-
sondere umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter 

 
 


